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Ist es zweckmäßig,
für den Kassenvorstand nur ein Exemplar
der Volkstümlichen Zeitschrift zu abonnieren?

Nein, denn jedes Vorstandsmitglied hat

alles Interesse
daran, über die praktischen Fragen auf dem

Gebiete der Arbeiterversicherung, über die

Rechtsprechung laufend unterrichtet zu sein.

Von großem Nutzen
ist deshalb der Abschluß eines Massenabonne¬

ments. Auf je drei abonnierte Exemplare der

Volkstümlichen Zeitschrift gewähren wir als

Vergünstigung ein Freiexemplar (auf sechs

Exemplare 2, auf neun 3 Freiexemplare usf.).



Wegen bevowtehender Einberufung unseres Gesekattts-

fflkrers cum Heeresdienst wird ein l

Stellvertreter
für die Dauer seiner Abwesenheit gesucht. Die Bewerber müssen

militärfrei, mit den einschlägigen Arbeiten, Gesetzen und dem

Kassen- und Rechnungswesen vollkommen vertraut sein und eine

gleiche oder ähnliche Stellung schon innegehabt haben. Es wird

nur auf eine Kraft gesehen, welche in der Lage ist, eine Kasse von

rund 12000 Mitgliedern zu leiten. Sicherheit ist zu stellen.

Bewerbungen mit Lebenslauf unter Beifügung lückenloser

Zeugnisse und Angabe der Gehaltsansprüche sind zu richten an den

vorstund der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin-Steglitz.

Erfahrener,

mit Berliner (irundstQcksverMltnissen

«ertrauter BUfeaUVOrStelier für die

ProzeBabtellung einer Aktiengesellschaft

per sofort gesucht. Offerten mit Gehaltsansprüchen
unter A. B. N. 48 erbeten. r»

Abschriften mit der Schreibmaschine
besorgt schnell, sauber und billigst (6tt*

Bureauvorsteher Bruno Friedheim, Skaisgirren
Kreis Niederung. Ostpreußen.

Prüfung der Arzneiverordnungen
werden sachgemäß vorgenommen durch die

Beratungsstelle für Heilwesen

des Baoptverbondes deutscher Ortskrankenkassen E.V.
Die Beratungsstelle prüft die von Apotheken, Drogengeschäften

und andern HeiImittclhalndlernausgeführtenVerordnungendaraufhin:
a) ob die Preise satz- oder vertragsgemäß berechnet sind,
b) ob die für Kassenmitglicder zugelassenen preiswertesten

Mittel vom Arzt verordnet worden sind,

c) ob der durchschnittliche Arzneiverbrauch jedes Arztes dem
Durchschnitt der bei der Kasse zugelassenen Aerzte und

dem Durchschnitt sämtlicher Kassenärzte entspricht.
Als Prüfungsgebühren werden 1 !/i vom Hundert des Rechnungs¬

betrages der Verordnungen erhoben. Die Nachprüfung der Ver¬

ordnungen ist für jede Kassenverwaltung von großem Vorteil und

bringt sehr bald erhebliche Ersparnisse. Die kleine Ausgabe für
die Prüfungsgebühr Ist daher gut angelegt. — Ausführliche Er¬

läuterungen über die Einrichtungen stehen zu Diensten.

Beratungsstelle für Heilwesen

des Hooptverbondes deutscher Ortskrankenkossen E.V.
Dresden I, Sternplatz 7.

DttmpfGjfischerßi Spreenixe" Inü: H.Bogenbord
SO, Forster Strafte 5-6

Kernaprccher: Amt Moritaplata 1*16. ===== [*»
Wische Jeder Art ca Sauerstoff-Bleiche ca Billige Preist
Da« vartkrten MltfHcdeni fewlfcra Bai Betrafen voa SB Mark aa ST* Rabatt

Stellennachweise
des Verbandes

befinden sich:

Zentralstellennachweis:

Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.

Fflr Bezirk Ostpreußen: Gustav

Reiher, Neuhausen-Tiergarten
bei Königsberg.

Fflr Bezirk Baden und die Pfalz:

Valentin Kober, Friedrichsfeld

L Baden, Schillerstraße 10.

Für Bezirk Württemberg und

Hohenzollern: Paul Dau, Stutt¬

gart, Schwabstr. 38 b III.

Provinz Sachsen-Anhalt* Leiter:

W. Krone, Magdeburg, Hassel¬

bachstraße 2, IV.

För Bezirk Königreich Sachsen:

Marta Beiler, Leipzig, Zeitzer

Str. 32 II (Arbeitersekretariat).
Tel. 5697.

För Bezirk Hessen-Nassau und

Großherzogtum Hessen: Lei¬

ter: Wilhelm Fritsch, Frank¬

furt a. M., Battonnstraße 25 IL

(Geschäftsstelle).
Berlin, Geschäftsstelle: O 27,
Dircksenstraße 4 I, Telephon:
Amt Alexander 3170.

Breslau. Leiter: Paul Heppner,
Westendstraße 53-55.

Chemnitz, Leiter: Emil Böhme,
Zwickauer Straße 142.

Dresden, Leiter: Martin Winkler,
Bürgerstraße 6 I.

Eßlingen, Leiter: Carl Stickel,
Landolinstraße 5.

Frankfurt a. M., Leiter: Wilhelm

Fritsch, Battonnstraße 25 II.

(Geschäftsstelle).
Hamburg, Geschäftsstelle: Harn-

merbrookstraße 17. Fernspr.:
Gruppe 4, 7174.

Mannheim, Leiter: Valentin Ko¬

ber, Friedrichsfeld i. Baden,
Schillerstraße 10.

Plauen i.V., Leiter: Max Müller,
Pestalozzistraße 25 II.

Pforzheim, Leiter: H. Vöhringer,
Gr. Gerberstraße 21.

Königsberg i. Pr., Leiter: Här¬

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Leiter: Marta Beiler,
Zeitzer Straße 32 II (Arbeiter¬
sekretariat). Tel. 5697.

Ludwigsburg, Leiter: Friedrich

Münch, Talstraße 23.

Zittau I.Sa., Leiter: Paul Richter,
Theaterstraße 36.

Zwickau i. Sa., Leiter: Kirchner,
Allgem. Ortskrankenkasse.

Wir ersuchen die Kollegen, jede

Ihnen bekannt werdende Vakanz

sofort bei dem nächsten Nach-

weis zu melden,

M.Laschniki
Lieferant für Krankenkassen I

Badstraße 42/43. |
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Verhältniswahl und Ersatzmänner in den Orts¬

krankenkassen.
Der Krieg hat In den Reihen der ehrenamt¬

lichen Vertreter für die Organe der Kranken¬

kassen manche Lücken gerissen. Zumeist sind

die verwaisten Posten mit den vorgesehenen
Ersatzmännern besetzt worden. Nicht immer aber

ist dies möglich gewesen, weil die Zahl der ge¬
wählten Stellvertreter erschöpft war. Solange
hierbei die in §§ 332, 335 vorgesehene Kräfte¬

verteilung in der Zusammensetzung des Aus¬

schusses bzw. des Vorstandes erhalten geblieben
ist, dürften in der Regel Bedenken über eine

vorübergehende Nichtbesetzung der erloschenen

Mandate nicht obwalten. Anders liegt die Sache,
wenn infolge dieser Unterlassung eine Kräfte¬

verschiebung im Ausschusse bzw. Vorstande statt¬

finden würde. Alsdann müßten unbedingt Er-

gänzungs- bzw. Neuwahlen erfolgen.
Bevor wir auf die so gegebenen Verhältnisse

näher eingehen, erscheint es angebracht, kurz

einmal die für Wahl zu den Organen der Orts¬

krankenkassen in Frage kommenden Vorschriften

zu skizzieren.

Hauptorgane für die Besorgung der Geschäfte

der Ortskrankenkassen sind nach § 327 RVO. Vor¬

stand und Ausschuß der Kasse. Die Mitglieder
dieser Organe werden gemäß | 15 RVO. nach den

Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Die Wahl

ist geheim. Festzuhalten ist, daß § 15 wiederholt

von einer Wahl spricht. § 16 RVO. bestimmt dann

im Anschluß hieran, daß die Wahlzeit vier Jahre

dauert, das heißt, die in Frage kommenden Per¬

sonen werden für vier Jahre gewählt. Die Wahl¬

zeit braucht nicht mit dem Geschäftsjahr, das

ist Kalenderjahr (§ 164), abzulaufen. Für Ersatz¬

männer und Stellvertreter gilt diese Bestimmung
nicht; sie treten nur für den Rest der Wahlzeit

<-in. Arbeitgeber und Versicherte einer Kasse

wählen ihre Vertreter aus ihrer Mitte, und zwar

getrennt (§§3331, 335 RVO.). Ein Drittel der zu

wählenden Vertreter müssen aus Vertretern der

beteiligten Arbeitgeher und zu zwei Dritteln aus

Vertretern der Versicherten bestehen (§§ 332,
335 RVO.). Für die Mitglieder des Ausschusses

bzw. des Vorstandes müssen nach der Muster¬

satzung für Ortskrankenkassen (§§ 79IX bzw. 64III)
mindestens doppelt soviel Ersatzmänner vorhanden

sein, wie Vertreter zu wählen sind.

Wählbar zu den Organen der Versicherungs¬
träger sind nur volljährige Deutsche - darunter

auch Frauen —, sofern für sie die durch die RVO.

(§ 12II) gegebenen Ausnahmen (Verlust der Fähig¬
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter usw.) nicht

zutreffen. AlsVolljährige würden auchMinderjährige
gelten, die durch das Vormundschaftsgericht für

volljährig erklärt worden sind (§ 3 BGB.).
Wählbar als Vertreter der Versicherten ist

nur, wer bei dem Versicherungsträger versichert

ist (§ 14 I RVO.). Unständig Beschäftigte, die

keine Beitragsteile zahlen, sind in der Kasse

weder wählbar noch wahlberechtigt (§ 457 RVO.).
Ebenso sind die Mitglieder von Ersatzkassen,
auf deren Antrag Rechte und Pflichte ruhen, auch

nicht wählbar noch wahlberechtigt (§ 517 RVO).
Nicht wählbar sind ferner nach § 13III RVO.

die beamteten Mitglieder einer Behörde, die Auf¬

sichtsrechte über einen Versicherungsträger hat,
z. B. der Vorsitzende des Versicherungsamts.

Wählbar als Vertreter der Arbeitgeber ebenso

wie wahlberechtigt sind nur beteiligte Arbeitgeber
(§332 1 RVO.). Beteiligt ist nach §332 11 ein

Arbeitgeber, der für seine versicherungspflichtigen
Beschäftigten Beiträge an die Kasse zu zahlen

hat, und nicht nach § 14 Abs. 2 zu den Versicherten

zu rechnen ist. Danach zählen Arbeitgeber, die

selbst versichert sind, als Arbeitgeber, wenn sie

regelmäßig mehr als zwei Versicherungspflichtige
beschäftigen.

Die Satzung kann Arbeitgeber, die mit Zah¬

lung der Beiträge im Rückstande sind, von Wähl¬

barkeit und Wahlberechtigung ausschließen (§ 337).
Die Arbeitgeber unständig Beschäftigter sind als

solche weder wählbar noch wahlberechtigt (§457)
Den Arbeitgebern stehen in bezug auf die Wähl¬

barkeit gleich auch ihre bevollmächtigten Betriebs¬

leiter, Geschäftsführer und Betriebsbeamte (vergl.
Hahn, Anm. 3 zu § 13II RVO.).
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Die Wahlberechtigung deckt sich im allge¬
meinen mit der Wählbarkeit. Berechtigt für die

Wahlen zum Vorstand sind die Vertreter der Ver¬

sicherten und der Arbeitgeber im Ausschuß (§ 335).

Werden Mitglieder des Ausschusses in den

Vorstand gewählt, so scheiden sie nach § 327 RVO.

aus dem Ausschuß aus. Selbst ein nur zum Er¬

satzmann für den Vorstand berufenes Mitglied
scheidet aus dem Ausschuß aus. (Vgl. Entsch.

des RVA., Amtl. Nachr. 1914, S. 597).
Für die Einzelheiten des Wahlverfahrens hat

die amtliche Musterwahlordnung die nötige

Regelung vorgesehen.
Nach der Mustersatzung (§ 79a) bildet die

Wahlordnung einen Bestandteil der Satzung. Die

meisten Kassen haben die amtliche Mustersatzung
bezw. Wahlordnung zur Richtschnur genommen.

Der wie in andern Gesetzen auch in der

ReichsVersicherungsordnung nicht vorgesehene
große Krieg mit seinen umfassenden Einziehungen
bewährter ehrenamtlicher Kräfte der Kassen¬

verwaltungen macht es nunmehr zur zwingenden
Notwendigkeit, auf die gewählten Ersatzmänner

zurückzugreifen. Oft reicht auch deren Zahl nicht

mehr hin, die entstandenen Lücken zu füllen.

Gerade im Hinblick auf die hierdurch mancher¬

orts geschaffene Notlage dürfte die Beschäftigung
mit der von den meisten Kassen übernommenen

Musterwahlordnung doppelt notwendig erscheinen.

Hierbei zeigt sich, daß bei Schaffung der Muster¬

wahlordnung ähnlich wie bei Erledigung der Reichs¬

versicherungsordnung durch eine ungeeignete
Formulierung gewisser Bestimmungen Zweifels¬

fragen aufgeworfen wurden, die einer Klärung
harren und dringend einen Entscheid der Recht¬

sprechung erfordern.

So enthält u. a. § 19 der Musterwahlordnung
die Bestimmuugen über die Wahl der Ersatz¬

männer. Es heißt hier nämlich:

„Lehnen gewählte Personen die Wahl mit Er¬

folg ab, scheiden sie während der Dauer der

Wahlzeit aus oder werden sie ihres Amtes ent¬

hoben (§ 24 RVO.), so rücken die auf dem gleichen
Wahlvorschlage gültig vorgeschlagenen noch nicht

gewählten Bewerber in der in § 18 bestimmten

Reihenfolge als Ersatzmänner ein.

Ist der Wahlvorschlag erschöpft, lo werden

die Sitze der erforderlichen Ersatzmänner auf die

andern Wahlvorschläge, auf denen noch nicht

gewählte Bewerber gültig vorgeschlagen sind,
nach den Vorschriften des § 17 verteilt.44

Die Bestimmungen des letzten Absatzes ver¬

stoßen offenbar gegen § 15 RVO. Hier heißt es

ausdrücklich im ersten Absatz, daß die Vertreter

gewählt werden. Von einer Wahl kann bei einer

Besetzung erledigter Vertretermandate durch

Ersatzmänner, die auf andern Wahlvorschlägen
seinerzeit gültig vorgeschlagen sind, auf keinen
Fall gesprochen werden. Würde eine solche

Regelung durch die Reichsversicherungsordnung
erlaubt sein, so könnte der Fall eintreten, daß
Personen in den Ausschuß hinein kämen, für die
vielleicht überhaupt keine einzige Stimme bei
der Wahl abgegeben worden ist.

Damit, daß derartige Personen einmal auf
eh-MI an sich gültigen Wahlvorschlage gestanden
haben, kann doch nie die Voraussetzung gegeben
sein, daß sie unter Umständen berufen sein könnten,
als Krsat/männerim Ausschuß oder Kassen vorstand
zu fungieren. Würde ein solches Verfahren als

nüliiig anzusehen sein, so würde seine Zu-

liMigkeit damit im Widerspruch stehen mit den
Grundsätzen des Verhältniswahlrechts. Nach
diesen Grundsätzen soll doch jede Richtung unter

den Versicherten und den Unternehmern ent¬

sprechend ihrer Stärke zur Geltung kommen.

Dem trägt auch § 19 I der Musterwahlordnung
Rechnung, indem er bestimmt, daß als Ersatz¬

männer die auf dem gleichen Wahlvorschlage gültig
vorgeschlagenen, noch nicht gewählten Bewerber

als Ersatzmänner einrücken.

Durch dieses Verfahren ist Gewähr gegeben,
daß die bei der Wahl offenbarte Stärke einer

Richtung auf die weitere Dauer der Wahlzeit den

gleichen bestimmenden Einfluß auf die Zusammen¬

setzung der in Frage kommenden Körperschaft
ausüben darf und ausüben kann. Darüber hinaus

könnte keine Steigerung ihres Einflusses erfolgen.
Dies könnte aber der Fall sein, wenn der

Erhalt von Ersatzmännern aus andern Wahlvor¬

schlägen möglich wäre.

Gesetzt den Fall, die auf Liste A gewählten
Vertreter und ihre Ersatzmänner sind verbraucht.

Liste A hat bislang zwei Drittel der Mandate

besetzt. Liste B ist nach wie vor in gleicher
Stärke vertreten. Der Wahlvorschlag Liste C ist

seinerzeit an sich gültig erfolgt. Stimmen für

Liste C sind aus irgend welchen Gründen nicht

abgegeben. Angenommen Gruppe C hatte sich,
ohne die eigene Liste zurückzuziehen, mit Gruppe B
geeinigt und ihre Stimmen Gruppe B zugewandt.
Nachdem nun die Zahl der Vertreter und Ersatz¬

männer aus Liste A völlig aufgebraucht sind,
würden nun die eventuell in Aussicht genommenen
Vertreter aus Liste C, entsprechend der Vorschrift

in § 19 Abs. II der amtlichen Musterwahlordnung,
ausschließlich die Führung der Kassengeschäfte,
sei es im Ausschuß, sei es im Kassenvorstand, an

an sich nehmen. Denn § 19 findet gemäß § 26 der

amtlichen Musterwahlordnung auch Anwendung
für die Wahlen zum Kassenvorstand.

Mit Rücksicht auf diese Möglichkeiten ist es

deshalb dringend geboten, die von der amtlichen

Musterwahlordnung übernommenen Bestimmungen
durch Satzungsänderung zu beseitigen. In Kassen,
in denen die Zeitumstände vielleicht schon den

geschilderten Zustand herbeigeführt haben, ist

seine sofortige Beseitigung herbeizuführen.

Zu einer Anfechtung eines su gegebenen Zu-

standes dürfte für jedes Kassenmitglied die ge¬
setzliche Handhabe gegeben sein. Einen ähnlichen

Standpunkt hat das Oberversicherungsamt Mann¬

heim eingenommen (Krankenversicherungspraxis
von Breithaupt, Bd. I S 110). Von einer Wahl

kann bei einer solchen Besetzung nicht mehr ge¬

sprochen werden. Es würde sich somit um einen

Verstoß gegen § 15 RVO. handeln.

Die Aufsichtsbehörde entscheidet bei Streit

gemäß § 33 RVO. über die Gültigkeit der Wahlen

und Auslegung der Satzung. Beide Momente,
mindestens aber eins davon, sind beim Vorliegen
des geschilderten Sachverhalts gegeben. Auf¬

sichtsbehörde ist gemäß § 377 das Versicherungs-
amt. Gegen dessen Entscheidung ist Beschwerde

an das Oberversicherungsamt (§ 1792) und weitere

Beschwerde an das Reichsversicherungsamt (§ 1797)
zulässig. Ohne Entscheidung des Versicherungs-
amts wird der Instanzenzug des Beschwerde¬

verfahrens überhaupt nicht eröffnet. (Entsch. d.

RVA. vom 18. April 1914 vergl. Stier-Somlo,
Kommentar zur RVO., Anm. zu § 33 S. 1079).

Die Anfechtung von Wahlen soll nun nach

§ 21 der Musterwahlordnung binnen einem Monat

erfolgen. Diese Bestimmung wird fast ausnahmslos

in die Kassensatzungen bezw. in die beigefügten
Wohlordnungen, die einen Bestandteil der Kassen¬

satzung bilden (§ 79 Abs. 9 der Mustersatzung),
übergegangen sein. Die Wahlen liegen meist
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schon lange zurück. Trotzdem ist die Anfech¬

tungsfrist im geschilderten Fall nicht abgelaufen.
Maßgebend für den Zeitpunkt der Anfechtbarkeit

wäre das Einrücken als Ersatzmann. In einer

grundsätzlichen Entscheidung vom 4. Januar 1915

hat sich das Reichsversicherungsamt (Breithaupt,
Krankenversicherungspraxis, Bd. IIS. 321)in diesem
aSinne ausgesprochen (vergl im übrigen auch Hahn,
Anm. 3 zu § 33). Kommt ein Streit über die Gültig¬
keit von Wahlen nicht in Frage, so kann ein Streit¬

verfahren anhängig gemacht werden über die

Auslegung der Satzung.
Ein solches Streitverfahren würde bezüglich

seiner Anstrengung überhaupt an keine Frist

gebunden sein.

Von Amts wegen hätte hier nach § 326 Abs. 1

das Oberversicherungsamt von selbst einzugreifen
und eine Satzungsänderung herbeizuführen. Nach

dem großen Kommentar zur Reichsversicherungs¬
ordnung von Dittmann (Anm. 4 zu § 33) ent¬

scheidet über die Auslegung der Satzung und

auch wenn sie von anderer Stelle genehmigt ist,
gleichfalls die Aufsichtsbehörde (§ 377). Legitimiert
zu einem Antrage auf Entscheidung ist auch in

diesem Falle jedes Kassenmitglied. Hahn f?agt
darüber a. a. O.: In allen Fällen ist Streit voraus¬

gesetzt. Zum Antrag berechtigt ist daher jeder,
der an dem Streite beteiligt ist. Das können (zu¬
mal in den Fällen 2b — Streit über Änderung
der Satzung — und c — Streit über Gültigkeit
von Wahlen —) auch andere, als die Kassenorgane
und ihre Mitglieder sein. Da es sich um die An¬

regung der Aufsichtsbehörde zu einer Tätigkeit
handelt, die sie auch von Amts wegen zu üben

hat, wird sie bei derFrage der Antragsberechtigung
einen freien Standpunkt einnehmen können und

müssen (vgl. Anm. 6 zu § 8).
Nach alledem ist also jedes Kassenmitglied

zur Anstrengung eines Streitverfahrens legitimiert.
Rekapitulieren wir also: Die rechtliche Zulässig-
keit in § 19 Abs. II der amtlichen Musterwahl¬

ordnung steht im Hinblick auf § 15 RVO. sehr

dahin. Gemäß § 326 I ist das ObVA. zu einem

Einschreiten befugt. Erfolgt dies trotz Anrufen

nicht, so muß gemäß § 33 RVO. Entscheidung der

Aufsichtsbehörde (Streit über Auslegung der

Satzung) herbeigeführt werden. Erfolgt das Ein¬

rücken von Stellvertretern gemäß § 19II der amt¬

lichen Musterwahlordnung, ist gleichfalls Streit

über die Gültigkeit von Wahlen an die Aufsichts¬

behörde anhängig zu machen. Gegen die Ent¬

scheidung des Versicherungsamts kann in beiden

Fällen das Oberversicherungsamt — selbst wenn

ein Einschreiten nach § 3261 abgelehnt ist — und

in weiterer Folge das Reichsversicherungsamt
angerufen werden. Die Herbeiführung einer in-

stanziellen Entscheidung ist im Interesse der

Kassenverwaltungen zur Beseitigung von Zweifeln

und eventueller Verhütung schwerer Schädi¬

gungen jedenfalls dringend geboten.
Abgesehen von obigem Vergehen kommt vor

allem eine Änderung der in Betracht kommenden

Vorschriften der Satzung bzw. der Wahlordnung
durch Satzungsänderung in Frage.

Grundsätzliche Entscheidungen des Reichs

versicherungsamts.
Von Gustav Hoch, Hanau a. M.

Eine Lücke in dem Gesetz über Erhaltung von

Anwartschaften aus der Krankenversicherung. Vom

4. August 1914. Ein Mitglied einer Ortskranken¬

kasse ist am 1. August 1914 aus der Kasse aus¬

geschieden, weil es beim Beginn des Krieges als

Landwehrmann zum Heeresdienst eingezogen
wurde. Der Mann erkrankte am 21. August 1914

zu B. in Frankreich und war bis zum 24. November 1914

arbeitsunfähig.
Sein Anspruch auf Krankengeld wurde von

der Krankenkasse abgelehnt, jedoch vom Vor¬

sitzenden des Versicherungsamts durch Vorent¬

scheidung anerkannt. Auf die Berufung der Kasse

wies das Oberversicherungsamt durch Vorent¬

scheidung des Vorsitzenden den Anspruch des

Kriegsteilnehmers ab. Das Sächsische Landes¬

versicherungsamt, bei dem der Mann Revision ein¬

gelegt hat, verwies die Revision an den Großen

Senat des Reichsversicherungsamts, weil es von

der Revisionsentscheidung abweichen wollte, zu

der das Reichsversicherungsamt in einem früheren

derartigen Falle gekommen ist. Es handelte sich

um jene Entscheidung vom 28. Juni 1915, die die

Leistung der Krankenkassen nach § 214 RVO.

(Anspruch auf die Leistungen bei einem Ver¬

sicherungsfall binnen 3 Wochen nach dem Aus¬

scheiden aus der Kasse während der Erwerbs¬

losigkeit, den Kriegsteilnehmern insoweit zusprach,
als sie im Inland verwundet worden seien.

Der Große Senat des Reichsversicherungs¬
amts hat am 11. Dezember 1915 die Revision zu¬

rückgewiesen und in der Begründung die Ein¬

wendungen widerlegt, die gegen die Leistungs¬
pflicht der Krankenkassen an die Kriegsteilnehmer

in den Fällen des § 214 RVO. geltend gemacht
worden sind (A. N. 1916, S. 334 ff.).

In der Begründung der Entscheidung vom

28. Juni 1915 hatte das Reichsversicherungsamt
auch auf den 3. Absatz des § 214 der RVO. hin¬

gewiesen, nach dem der Anspruch wegfällt, wenn

der Erwerbslose sich im Ausland aufhält und die

Satzung nichts anderes bestimmt. Dann heißt es

in der Begründung weiter: Es ist zweifelhaft, ob

dennoch Ansprüche aus § 214 RVO. entstehen,
wenn der Kriegsteilnehmer außerhalb der Grenzen

des Deutschen Reichs verwundet wird oder fällt.

Die Frage braucht aber bei dieser Gelegenheit
nicht erörtert zu werden, weil der Kriegsteil¬
nehmer auf deutschem\Gebiet verwundet worden ist.

In dem neuen Fall aber war der Kriegsteil¬
nehmer in Frankreich erkrankt. Daher mußte der

Große Senat auf die Frage eingehen. Er wies

auf das Gesetz vom 4. August 1914 hin, in dem

die Maßnahmen zur Erhaltung von Anwart¬

schaften aus der Krankenversicherung getroffen
sind. Darin sind die Fälle des §214 Abs. 3 nicht

berücksichtigt. Die Bestimmungen des Gesetzes

vom 4. August 1914 sind als Ausnahmevorschriften

eng auszulegen und dürfen nicht erweitert auf

Fälle der vorliegenden Art angewendet werden. —

Unerheblich ist es, daß der Aufenthalt des Kriegs¬
teilnehmers im Ausland kein freiwilliger ist. Auch

gibt der Begriff des Auslandes zu Zweifeln keinen

Anlaß. Er bedeutet jedes Gebiet außerhalb des

Deutschen Reiches. Das gilt auch, soweit im

gegenwärtigen Kriege feindliches Ausland von

deutschen Truppen besetzt worden ist. Die be¬

seiten Gebiete sind nicht Bestandteile des Deutschen
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Reichs geworden und können ihnen rechtlich auch

nicht ohne weiteres gleichgestellt werden. Mithin

hat der Kriegsteilnehmer, der in Frankreich ver¬

wundet worden ist, keinen Anspruch auf Grund

des § 214 RVO., falls nicht die Satzung den Ab¬

satz 3 dieses Paragraphen ausdrücklich aufgehoben

hat. Das letzte ist in den meisten Kassen nicht

der Fall.

Der Große Senat hebt in der Begründung

hervor, daß diese Entscheidung zu einer Ver-

sihiedenheit in der Behandlung der Kriegsteilnehmer
und ihrer Hinterbliebenen führt, je nachdem der

Versicherungsfall diesseits oder jenseits der

Grenze des Deutschen Reichs eingetreten ist.

Dieses Ergebnis, heißt es dann in der Begründung
weiter, mag unerwünscht sein; aber bei dem un¬

zweideutigen Wortlaut des § 214 Abs. 3 RVO.

kann nicht die Rechtsprechung, sondern nur die

Gesetzgebung hier einen Ausgleich schaffen.

Der Ausgleich, das sei hinzugefügt, ist

dringend notwendig. Das Gesetz vom 4. August 1914

bezieht sich auf folgende Fälle:

1. Auf § 313 Abs. 1 RVO., wonach die frei¬

willige Weiterversicherung nur während des

Aufenthaltes im Inland zulässig ist. Dem Auf¬

enthalt im Inland im aSinne dieser Bestimmung
hat das Gesetz vom 4. August 1914 gleichgesetzt
ein Aufenthalt im Ausland, der durch Ein¬

berufung des Mitglieds zu Kriegs-, Sanitäts¬

oder ähnlichem Dienste verursacht ist.

2. Hat die Satzung einer Krankenkasse eine

Wartezeit für Leistungen bestimmt, so ruht

nach dem (iesetz vom 4. August 1914 der Fristen¬

lauf für alle Versicherten, die während des

gegenwärtigen Krieges Kriegs-, Sanitäts- oder

ähnliche Dienste leisten. Ist die Wartezeit be¬

reits erfüllt, so bedarf es nicht der Zurück¬

legung einer neuen Wartezeit. Die Zeit, für

die Beiträge weiter gezahlt werden, wird auf

die Wartezeit angerechnet.
3. Versicherungsberechtigte, die innerhalb

4 Wochen und mehr zweimal nacheinander am

Zahltage die Beiträge nicht entrichtet haben

und deren Mitgliedschaft daher nach §314 Abs. 1

der RVO. erloschen ist, können nach dem Ge¬

setz vom 4. August 1914 binnen 6 Wochen nach

ihrer Rückkehr in die Heimat in die Kranken¬

versicherungwiedereintreten, wenn sie während

des gegenwärtigen Krieges Kriegs-, Sanitäts¬

oder ähnliche Dienste geleistet haben.

Die Reichsleitung hat in der Begründung des

Gesetzentwurfs darauf aufmerksam gemacht, daß

Krankenkassenmitglieder, die zu Kriegs-, Sanitäts¬

oder ähnlichen Diensten einberufen sind, dadurch

ihre Mitgliedschaft unterbrechen und dann einer

Reihe von Rechtsnachteilen ausgesetzt sind. Der
Zweck des Gesetzentwurfs soll es sein, tunlichst

vorzubeugen, daß derartige Rechtsnachteile ein¬

treten.

Diese Begründung muß aber auch dazu führen,
oaß für den § 214 Abs. 3 die gleiche Bestimmung
gilt, wie in der ersten Vorschrift des Gesetzes

vom 4. August 1914 für den | S19 Abs. 1 aus¬

gesprochen ist.

Weshalb ist in dem Gesetz vom 4. August 1914

der I 214 Abs I RVO. nicht beachtet worden?
Das können wir aus den Ausführungen entnehmen,
die der Geheime Ober-Regierungsrat Spielhagen
im Reichsamt des Innern vor einiger Zeit in der

Arbeiter-Versorgung, Jahrgang 1915, Seite 97 ff.

veröffentlicht hat. Er schreibt hier u. a :

Vielfach wird in der Nichterwähnung des

§214 eine Lücke im Gesetz vom 4. August 1914

erblickt, die der Gesetzgeber nicht beabsich¬

tigt haben könne, und die deshalb der Bundes¬

rat auf Grund der ihm erteilten allgemeinen
Ermächtigung schleunigst ausfüllen müsse

....

Dabei wird namentlich betont, daß der rein zu¬

fällige und vom eigenen Willen des Dienst¬

tuenden ganz unabhängige Umstand, ob sein

Truppenteil diesseits oder jenseits der Grenze

steht, doch unmöglich einen Unterschied her¬

beiführen dürfe, der für seine Rechte aus der

Krankenversicherung so bedeutsam ist.

Letzte Erwägung würde an sich gewiß zu-

treffen. Sie geht aber von der Voraussetzung
aus, daß §214 RVO. im ganzen auf die Kriegs¬
teilnehmer anzuwenden ist; und diese Voraus¬

setzung möchte ich verneinen.

Er begründet dann eingehend seine Auf¬

fassung, daß § 214 nicht für Kriegsteilnehmer
gelten kann. Darauf schreibt er weiter:

Hiernach wird man annehmen dürfen, daß

der Gesetzgeber bei der Fassung des Gesetzes

vom 4. August 1914 von der gleichen Auffassung
ausgegangen ist. Dann aber wird wohl auch

kaum darauf zu rechnen sein, daß der Bundes¬

rat durch Notverordnung das Gesetz vom

4. August 1914 auf den § 214 Abs. 3 RVO. er¬

strecken wird.

Inzwischen hat das Reichsversicherungsamt
in seiner neuen Entscheidung vom 11. Dezember 1915

und ihrer Begründung die Auffassung des Herrn

Geheimrats Spielhagen über den § 214 als unzu¬

treffend zurückgewiesen. Trotzdem ist bis heute

noch nicht die unvermeidliche Folgerung gezogen
und das Gesetz vom 4. August 1914 auf die Fälle

des § 214 RVO. ausgedehnt worden. Demnach

wird hier der Reichstag einzugreifen haben.

Zur Kündigung eines Kassenangestellten. § 354

Abs. 2 schreibt u. a. vor, daß nach zehnjähriger
Beschäftigung eines Kassenangestellten die Kün¬

digung nur aus einem wichtigen Grunde statt¬

finden darf.

Ein Kassenangestellter ist durch Vertrag vom

21. Juni 1902 mit Wirkung vom 1. Juli 1902 ab

als Rendant der Allgemeinen Ortskrankenkasse

A. gegen eine jährliche Vergütung und viertel¬

jährliche quartalsweise Kündigung angestellt
worden. Der Kassenvorstand hat ihm durch

Schreiben vom 19. März 1912 mitgeteilt, daß er

sich veranlaßt sehe, die Rendantenstelle vom

1. Juli 1912 ab anderweit zu besetzen. Der Ren¬

dant bestreitet, daß die Kündigung rechtswirksam

sei. Dabei behauptet er u. a., er sei schon vor

dem 1. Juli 1902 für die Kasse tätig gewesen. Er

habe bereits einige Tage vor dem 1. Juli 1902

den Kassenbestand erhalten sowie An- und Ab¬

meldungen bearbeitet.

Wenn dies richtig ist, konnte es für die

Rechtswirksamkeit der Kündigung entscheidend

sein. Denn dann war der Rendant bis zum

Ia Juli 1912 länger als 10 Jahre von der Kasse

beschäftigt worden und durfte nach § 354 Abs. 2

nur aus einem wichtigen Grunde entlassen werden.

Das trifft aber nur dann zu, wenn die Frist

von 10 Jahren gerechnet wird bis zu dem Tage»
an dem der Kassenangestellte gemäß der Kün¬

digung aus einer Beschäftigung treten sollte. Ist

dagegen der Tag maßgebend, an dem der Kassen-

ingestellte die Kündigung erhalten hat, also in

diesem Falle, der 19 März 1912, so war der An¬

gestellte noch nicht 10 Jahre von der Kasse be¬

schäftigt gewesen, und er konnte auch ohne einen

wichtigen Grund entlassen werden.
Das Reichsversicherungsamt hat in einer Ent¬

scheidung vom 2. November 1915 (Amtliche Nach¬
richten 1916 S. 339 ff.) als maßgebend anerkannt
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den Tag, an dem das Dienstverhältnis gemäß der

Kündigung aufgelöst werden soll. Zur Begründung
wird auf die Verhandlungen in dem Reichstags-
Ausschuß verwiesen, der den Entwurf durch¬

zuarbeiten hatte. Die Bestimmung, daß nach zehn¬

jähriger Beschäftigung eines Kassenangestellten
die Kündigung nur aus einem wichtigen Grunde

stattfinden darf, ist erst in dem Ausschuß dem

i.esetze hinzugefügt worden. In dem Bericht des

Ausschusses heißt es hierüber:

Wenn man nicht die dauernde Anstellung
nach fünfjähriger Beschäftigung zugestehen will,

so muß man doch wenigstens Angestellte, die

sich so lange bewährt haben, gegen Willkür

schützen. Deshalb soll nur ein wichtiger Grund
Anlaß zur Kündigung geben.

(Die Frist ist später von fünf auf zehn Jahre

verlängert worden.) Das Reichsversicherungsamt
schloß aus diesem Zusammenhang der Dinge zu¬

treffend: es soll vermieden werden, daß Angestellte
nach zehnjähriger Beschäftigung ihre Stelle ohne

wichtigen Grund verlieren; somit muß der Zeit¬

punkt, zu dem das Dienstverhältnis aufgelöst
werden soll, innerhalb der zehnjährigen Frist liegen.

Verwaltung.
Erlaß des preußischen Handelsministers

betr. Wahlen von Vertretern der Arbeitgeber
und der Versicherten auf Grund der RVO. vom

27- April 1916 (HMBI. S. 125).
Im Anschluß an den Erlaß vom 17. August v. Js.

«HMBI. S. 216).
Nach der Bekanntmachung des Herrn Reichs¬

kanzlers vom 18. April d. Js. (RGBl. S. 321) ist die

Amtsdauer der Vertreter der Unternehmer oder

anderen Arbeitgeber sowie der Versicherten bei

Versicherungsbehörden und Versicherungsträgern
längstens bis zum 31. Dezember 1917 verlängert
worden.

Bescheid des preußischen Handelsministers

betr. Verwendung von Kassenmitteln für den

Besuch von Versammlungen vom 3. März 1916

(HMBI. S. 126).
Dem Gesuche, auf Grund des § 363 Abs. 2

der Reichsversicherungsordnung zu gestatten, daß

zum Besuche der Versammlungen der Vereinigung
der Krankenkassenführer von N. und Umgegend
durch die Geschäftsleiter der Krankenkassen

Kassenmittel verwendet werden, kann nicht ent¬

sprochen werden, da nach meiner von dem Herrn

Reichskanzler geteilten Auffassung der § 363

Abs. 2 a. a. O. auf Fälle der vorliegenden Art

nicht Anwendung findet.

Erlaß des preußischen Handelsministers

und des Ministers des Innern betr. Bekämpfung
der Geschlechtskrankheiten vom 28. April 1916

(HMBI. S. 136).
Der seit längerer Zeit in Deutschland bemerk¬

bare Rückgang der Geburten hat durch den Krieg
eine noch ernstere Bedeutung erhalten. Aus

dringenden Rücksichten der Volkserhaltung ist

es geboten, mit allen Mitteln den Ursachen des

Geburtenrückganges entgegenzutreten. Dazu ge-
! ort auch eine durchgreifende Bekämpfung der

Geschlechtskrankheiten. Das Reichsversicherungs-
.imt hat zu dem Zwecke im Vereine mit den

Trägern der Sozialversicherung unter Mitwirkung
des Heeres und Marineverwaltung und der Ärzte-

^chaft eine umfassende Einrichtung in Aussicht

genommen, die bestrebt ist, durch eine syste¬
matische Überwachung der geschlechtlich er¬

krankten Versicherten diesem Ziele näher zu

kommen.

Die Überwachungsmaßregeln sollen in der Er¬

kenntnis, daß von dieser Seite gegenwärtig oder

doch in näherer Zukunft eine besondere Gefahr

drohe, bei den aus dem Felde zurückkehrenden ge-
schlechtskranken Heeres- und Marineangehörigen
einsetzen. Diese sollen nach ihrer Entlassung
den von den Landesversicherungsanstalten ein¬

zurichtenden Beratungsstellen zugeführt werden,
damit sie einer weiteren gesundheitlichen Über¬

wachung und der erforderlichen, womöglich unent¬

geltlichen, ärztlichen Nachbehandlung unterzogen
werden. Es wird gehofft, daß diese zunächst für

die aus dem Felde Zurückkehrenden bestimmte

Einrichtung nach Ablauf des Krieges sich als eine

dauernde wirksame Hilfseinrichtung zur Be¬

kämpfung der Geschlechtskrankheiten im bürger¬
lichen Friedensleben erhalten und entwickeln und

so zugleich den Erkrankten eine Hilfe, den Ver¬

sicherungsträgern von Nutzen und der bürger¬
lichen Gesellschaft eine Wohltat sein werden.

Es ist in Aussicht genommen, wie folgt zu

verfahren:

Die Militärverwaltung wird die bei der De¬

mobilisierung noch als ansteckungsfähig be¬

fundenen Geschlechtskranken, soweit es möglich
ist, bis zum Erlöschen ihrer Ansteckungsfähigkeit
zur Behandlung in den Lazaretten zurückbehalten

und weiterhin die während des Krieges geschlecht¬
lich Erkrankten, sofern sie ihre Einwilligung
dazu geben, den Landesversicherungsanstalten
vertraulich namhaft machen. Ohne Einwilligung
erscheint die Meldung nach der gegenwärtigen
Rechtslage nicht angängig. Dagegen wird seitens

der Militärärzte mit allem Nachdruck versucht

werden, die Einwilligung der Kranken zu er¬

halten. Ferner soll an die zur Entlassung
kommenden Heeres- und Marineangehörigen das

beigefügte Merkblatt „Ein guter Rat" verteilt

werden, wobei noch besonders eindringlich auf

die Bedeutung der von den Landesversicherungs¬
anstalten in Aussicht gestellten Fürsorge hin¬

gewiesen wird. Auf diese Weise werden die Ent¬

lassenen den von den Landesversicherungsan¬
stalten eingerichteten Beratungsstellen zugeführt,
in denen die Erkrankten zwar keine Behandlung
erhalten, die Notwendigkeit einer solchen aber

durch Ärzte festgestellt wird, die auf die In¬

anspruchnahme ärztlicher Hilfe insbesondere bei

den Krankenkassen hinzuwirken haben. Die

Kosten der Einrichtung und der Unterhaltung der

Beratungsstellen sowie die Reisekosten der Ver¬

sicherten tragen die Versicherungsanstalten. Das

Nähere ergibt sich aus den anliegenden „Leit¬

sätzen", die in der Vollversammlung der Vor¬

stände der Landesversicherungsanstalten und

Sonderanstalten im Reichsversicherungsamt am

14. Dezember 1915 angenommen sind.

Wir ersuchen Sie, die Versicherungsämter
anzuweisen, die Krankenkassen ihres Bezirkes

auf die geplanten Maßnahmen hinzuweisen und

ihnen deren Förderung zu empfehlen. Es han¬

delt sich dabei nicht nur um die Behandlung ein¬

zelner Geschlechtskranker auf Kosten der Kranken¬

kassen, sondern vor allem um allgemeine Maß¬

nahmen der Krankheitsverhütung im Sinne des

§ 363 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung.
Dahin gehören vorbeugende Maßnahmen ver¬

schiedener Art, z. B. die Veranstaltung von Vor-
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trägen oder Ausstellungen für die Kassenmit¬

glieder, die Verbreitung von Merkblättern, der

Erwerb der Mitgliedschaft der Deutschen Gesell¬

schaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬

heiten und dergl. Ferner kommt in Betracht die

Beteiligung der Krankenkassen an den Kosten

des Kampfes gegen die Geschlechtskrankheiten,

wenn dieser so organisiert wird, wie in Berlin,

wo die Landesversicherungsanstalt nicht nur die

Kosten der Beratungsstellen, sondern auch die

der Behandlung der Kranken übernimmt und einen

Teil der letzteren Kosten von den Krankenkassen

nach dem Verhältnis ihrer Mitgliederzahl wieder

einzieht.

Ein guter Rat. Sie haben während Ihrer

Dienstzeit eine Krankheit durchgemacht, welche

vielleicht nicht völlig ausgeheilt ist und deshalb

in Zukunft für Sie und Ihre Angehörigen
schlimme Folgen haben kann. Sie müssen sich

deshalb noch weiterhin untersuchen und nötigen¬

falls behandeln lassen, bis Sie ganz gesund sind.

Sie werden nach einiger Zeit von der für Ihren

künftigen Wohnort zuständigen Versicherungs¬

anstalt eine Aufforderung erhalten, sich an einer

Stelle, die Ihnen bezeichnet werden wird, zur

Untersuchung einzufinden. Man wird Ihnen dort

gern alle erforderlichen Ratschläge erteilen, ohne

daß Ihnen Kosten oder Nachteile daraus ent¬

stehen. Alle Beamten und Ärzte der Versiche¬

rungsanstalten sind auch zu strengster Ver¬

schwiegenheit über die ihnen dienstlich bekannt

gewordenen Krankheiten verpflichtet.
Dringend gewarnt werden Sie davor, sich in

die Behandlung von sogenannten Naturheilkun¬

digen oder von Ärzten zu begeben, die in den

Zeitungen ihre Dienste anbieten. Bei solcher Be¬

handlung opfern Sie nutzlos •eit und Geld.

In Anlage 2 folgen die von uns in der Volks¬

tümlichen Zeitschrift (vergl. S. 59 60 lfd. Jahrg.
Ziffer 1 6) bekanntgegebenen Leitsätze, deren

Wiedergabe an dieser Stelle sich um deswillen

erledigt.

Zur Frage der Dienstordnungen. Die im

§352 RVO. enthaltene Vorschrift, daß die Dienst¬

ordnung auch die Zahl der Kassenangestellten
zu regeln hat, ist von wesentlicher Bedeutung.
Handelt es sich hierbei u. a auch darum, die be¬

rechtigten Interessen der in Frage kommenden

Kassenvorstände, der Arbeitgeber und der Kass?n-

mitglieder und nicht zuletzt auch der Angestellten,
zu berücksichtigen. Die wachsende Bedeutung
der großen und mittleren Kassen, der zunehmende

Verkehr der Kassenmitglieder, der Beitragszahler
usw. läßt es angebracht erscheinen, die Zahl der

Angestellten so zu bemessen, daß eine möglichst
flotte Abwickelung der Kassengeschäfte bezw. Ab¬

fertigung des Publikums gewährleistet wird. Eine

ausreichende Festsetzung der Zahl der Ange¬
stellten liegt im zwingenden Interesse derKassen-

rvitglieder, da diese sonst genötigt sind, ihre oft

kostbare Zeit durch zu langes Warten zu opfern.
.\ußer Kranken suchen auch viele Geschäftsleute

und Arbeiter die Krankenkassen auf, denen jede
Stunde ihrer Abwesenheit aus dem Berufe Ver¬

luste bringt. Von dieser Seite aus berechnet,

geht unter Umständen eine Summe verloren, der

gegenüber das Gehalt eines Angestellten gering
erscheinen würde.

Auch die Kassenangestellten würden, falls

ihre Zahl nicht ausreicht, nicht das Arbeitspensum

erledigen können, das der einzelnen Verwaltung

auferlegt ist, jedenfalls nicht so sorgfältig und

so prompt, wie es im Interesse einer ord¬

nungsgemäßen Geschäftserledigung notwendig
ist. Die erhofften Vorteile durch unangebrachte
Sparsamkeit bei den Verwaltungskosten blieben

aus, statt dessen würden der Kasse nur Um¬

stände erwachsen, Rückstände und Ausfälle in

der Beitragseinziehung wären unausbleiblich.

Hierzu kommt, daß auch ein Angestellter nicht

lediglich seine Aufgabe darin erblicken darf, ein¬

fach sein Pensum als Schreiber abzuarbeiten.

Unvermeidbare Auseinandersetzungen mit dem

Publikum erfordern oft seine ganze Ruhe und

Selbstbeherrschung, Umsicht und Zeit. Dazu

gehört Nervenfrische und körperliche Ausgeruht-
heit, über die ein abgehetzter Angestellter nicht

verfügt. Oft werden vom Angestellten Rat und

Aufklärung durch das Publikum erbeten, die Sach¬

lage macht gewisse Erklärungen notwendig. Auch

diesen Anforderungen vermögen sich insbesondere

die mit Abfertigung des Publikums betrauten

Angestellten nicht zu entziehen. Also auch hier

zeigt sich die Notwendigkeit, die Zahl der An¬

gestellten nicht aufs knappste zu beschränken.

Emil Otto, Kassenangestellter, Remscheid.

Rund 8000 Mk. Krankenkassengelder unter¬

schlagen* Durch Anschaffungen, welche mit

seinem Einkommen in keinem Verhältnis standen,

war der Abteilungsvorsteher Bender von der Orts¬

krankenkasse für Kaufleute und Bureaupersonal
in Düsseldorf aufgefallen. Eine genaue Nach¬

prüfung der verschiedenen Arbeitgeberkonten
ergab, daß von L. etwa 8000 Mk. Krankenkassen¬

beiträge eingezogen und unterschlagen worden

waren. Durch geschickte Fälschungen der Bücher

waren die Veruntreuungen zunächst unentdeckt

geblieben. Nach Kassenschluß besuchte B. selbst

Arbeitgeber, welche größere Zahlungen zu leisten

hatten, legte diesen Quittungen mit gefälschten
Unterschriften vor und bedauerte, daß er wegen

der Leutenot als langjähriger Kassenangestellter
selbst die fälligen Beträge einziehen müsse. B.,

welcher etwa acht Jahre bei der Krankenkasse

angestellt war, ist flüchtig.
Bender hatte die Aufsicht in der Rechenabtei¬

lung und die Aufgabe, die Beitragssummen in das

Kontokorrent einzutragen, während die Nummer

des Einnahmebelages von einer Dame eingetragen
wurde. Diese Nummer hat B. täuschend nach¬

geschrieben, wodurch eine Entdeckung vermieden

wurde. Dem Kassenboten, der nach den Quit¬

tungen fragte, gab er zur Antwort: Die Firma

zahlt direkt an die Kasse, um die Hebegebühren
zu sparen. Im ganzen waren es acht Firmen,

die von B. ständig besucht wurden und von denen

er die Beiträge einkassierte. Die Unterschlagungen
datieren bis zum Jahre 1914 zurück B. war

nicht Mitglied des Verbandes der Bureauange¬
stellten.

Rechtsprechung.
kh. Die wahrend des Krieges in Deutsch¬

land beschäftigten russischen landwirtschaft¬

lichen Arbeiter sind nicht invalidenversicherungs-
pflichtig. (Entscheidung des Reichsversicherungs-
amts, Bescl.lußsenat der Abteilung für Kranken-,

Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung, vom

19. Februar 1916 - Aktenzeichen II 2830.)
Freiherr von der B. in H. beschäftigt in

seinem landwirtschaftlichen Betriebe russische

Arbeiter. Er gewährte ihnen nach Nr. 1 des Be-
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fehls des Königlich Preußischen stellvertretenden

Generalkommandos des VII. Armeekorps vom

:>. Oktober 1914 im Winter 1914 1915 Unterkunft

und Verpflegung Die Landesversicherungsanstalt
W. ist der Ansicht, daß für diese Zeit Beiträge
zur Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung
zu entrichten seien, weil die Arbeiter zur Ver¬

fügung des Arbeitgebers gestanden hätten. Frei¬

herr v. d. B. hält sich zur Beitragsleistung nicht

für verpflichtet. Das von ihm angerufene König¬
lich Preußische Versicherungsamt des Kreises H.

erklärte durch Entscheidung vom 3. April 1915

die Arbeiter für versicherungsfrei. Sie seien, so

führte es aus, durch den Befehl vom 5. Oktober 1914

derartig in ihrer persönlichen Freiheit beschränkt,
daß sie als unfreie Arbeiter zu gelten hätten.

Gegen die Entscheidung hat die Landesversiche¬

rungsanstalt W. rechtzeitig Beschwerde eingelegt
mit dem Antrage, die Sache wegen ihrer grund¬
sätzlichen Bedeutung nach § 1459 Abs. 2 der RVO.

an das Reichsversicherungsamt abzugeben. Diesem

\ntrage ist entsprochen worden.

Das RVA. hat sich in den Bescheiden 2012

(Amtliche Nachrichten des RVA 1915 Seite 460),
vorbehaltlich einer Entscheidung im Rechtszuge
dahin geäußert, daß die in Deutschland beschäf¬

tigten russich - polnischen landwirtschaftlichen

Arbeiter nach den während des Krieges ge¬
troffenen Anordnungen als unfrei anzusehen und

daher nicht versicherungspflichtig seien. An dieser

Auffassung war festzuhalten.

Nach §1233 Abs. 1 der RVO. kann der Bundes¬

rat bestimmen, daß Ausländer versicherungsfrei
sind, denen die Behörde den Aufenthalt im In¬

land nur für eine bestimmte Dauer gestattet hat.

Die Arbeitgeber zahlen dann gemäß § 1233 Abs. 3

a. a. 0. nach Anordnung des RVA. soviel an die

Versicherungsanstalt, wie sie sonst aus eigenen
Mitteln zahlen müßten. Die Vorschriften ent¬

sprechen dem § 4 Abs. 2 des Invalidenversiche¬

rungsgesetzes. Auf Grund dieser Vorschrift hat

der Bundesrat in dem nach Artikel 104 des Ein¬

führungsgesetzes zur RVO. unter deren Herr¬

schaft in Kraft gebliebenen Beschlüsse vom

21a Februar 1901 (Zentralblatt für das Deutsche

Reich 1901 Seite 78) bestimmt, daß die in land¬

wirtschaftlichen Betrieben oder ihren Neben¬

betrieben beschäftigten polnischen Arbeiter russi¬

scher oder österreichischer Staatsangehörigkeit
der Invalidenversicherungspflicht nicht unterliegen,
wenn ihnen der Aufenthalt im Inlande nur für

bestimmte Dauer behördlich gestattet ist und sie

nach Ablauf dieser Zeit wieder in das Ausland

zurückkehren müssen. Das traf vor dem Kriege
für die in Preußen beschäftigten russisch¬

polnischen Arbeiter zu. Der Aufenthalt war ihnen

nur in der Zeit vom 1. Februar bis 20. Dezember

jedes Jahres, dagegen nicht in der sonstigen Zeit,
der sogenannten Karenzzeit, gestattet. Diese

Rechtslage ist für W. durch die Befehle des

stellvertretenden Generalkommandos des VII. Ar¬

meekorps vom 5. Oktober 1914 und 1. November 1915,
mit denen die Befehle der anderen stellver¬

tretenden Generalkommandos übereinstimmen, ge¬

ändert worden. In Nr. 1 des Befehls vom 5. Ok¬

tober 1914 wurde bestimmt, daß für die wehr¬

pflichtigen, also für die im Alter von 17 bis zu

45 Jahren stehenden männlichen russischen land¬

wirtschaftlichen Arbeiter die Karenzzeit im

Jahre 1914 wegfalle und sie sämtlich den Winter

iber an ihren bisherigen Arbeitsstellen zu ver¬

bleiben hätten. Den übrigen männlichen und den

weiblichen landwirtschaftlichen Arbeitern wurde

unter gewissen Voraussetzungen die Ausreise in

ein neutrales Land gestattet. Machten sie davon

keinen Gebrauch, so hatten sie gleichfalls an

ihren Arbeitsstellen zu verbleiben. Falls sie durch

Arbeitsverträge nicht mehr gebunden waren,

sollten sie in ihre Heimat zurückbefördert werden,

sobald die militärischen und die Verkehrsverhält¬

nisse ihre unmittelbare Rückkehr dorthin zu¬

ließen (Nr. 3 des Befehls). Diese Bestimmung,
die nach Lage der Verhältnisse zunächst nicht

durchgeführt werden konnte, ist durch § 1 des

an die Stelle des Befehls vom 5. Oktober 1914

getretenen Befehls vom 1. November 1915 be¬

seitigt worden. Danach ist es allen männlichen

und weiblichen russischen Arbeitern bis auf

weiteres auch künftighin verboten, rechtswidrig
das Inland zu verlassen. Nicht betroffen von dem

Verbot werden lediglich diejenigen durch Arbeits¬

verträge nicht gebundenen weiblichen und Im

Alter von unter 17 oder über 45 Jahre stehenden

männlichen Arbeiter, die im Besitze einer direkten

Fahrkarte nach einer Eisenbahnstation eines neu¬

tralen Landes sowie eines von der gesandtschaft¬
lichen oder konsularischen Vertretung des neu¬

tralen Staates visierten Passes sind und die den

für die Überschreitung der Reichsgrenze be¬

stehenden Vorschriften genügen. Hiernach werden

die russischen Arbeiter einschließlich der nicht

Wehrpflichtigen, die von dem Recht der Ausreise

in ein neutrales Land keinen Gebrauch machen,

für unbestimmte Zeit im Inlande zurückgehalten.
Damit entfällt die Voraussetzung des Bundes¬

ratsbeschlusses vom 21. Februar 1901, daß den

Arbeitern der Aufenthalt im Inlande nur für be¬

stimmte Dauer gestattet ist. Der Beschluß ist

demnach auf die russisch-polnischen Arbeiter bis

auf weiteres nicht anzuwenden.

Die Versicherungspflicht dieser Arbeiter be¬

stimmt sich somit nach allgemeinen Grundsätzen.

Gemäß der ständigen Rechtsübung des RVA. sind

unfreie Arbeiter wie Strafgefangene, Insassen

von Arbeitshäusern und dergleichen, nicht ver¬

sicherungspflichtig (zu vergl. Ziffer 23 d der An¬

leitung des RVA. über den Kreis der nach der

RVO. gegen Invalidität und gegen Krankheit

versicherten Personen vom 26. April 1912, Amtl.

Nachr. des RVA. 1912 Seite 721). Werden sie

gegen Entgelt beschäftigt, so handelt es sich

nicht um freien, wirtschaftlichen Austausch von

Arbeit und Lohn, sondern um einen, wenn auch

nicht immer unmittelbaren, obrigkeitlichen Zwang.
Ähnlich liegt die Sache bei den russischen land¬

wirtschaftlichen Arbeitern. Waren sie min¬

destens seit Beginn des Krieges auf einer Arbeits¬

stelle beschäftigt, so hatten ihnen die Arbeit¬

geber nach Nr. 1 des Befehls vom 5. Oktober 1914

während des Winters Unterkunft und Verpflegung

gegen eine von den Arbeitern zu zahlende Ent¬

schädigung von je 50 Pfg. täglich zu gewähren.
Entsprechendes ist in dem Befehl vom 1. No¬

vember 1915 für den Winter 1915/16 bestimmt;

jedoch beträgt die Entschädigung 70 Pfg täglich.
Sofern die Arbeiter nicht imstande oder willens

sind, die Beträge aus ihren Ersparnissen zu be¬

zahlen oder von einer etwa geleisteten Sicherheit

abziehen zu lassen, müssen sie Lohnarbeit ver¬

richten, um die ihnen obrigkeitlich auferlegte

Zahlungspflicht gegenüber dem Arbeitgeber er¬

füllen zu können. Dieser Zwang zur Arbeit, der

zur Sicherstellung der Ernährung der einheimi¬

schen Bevölkerung und des im Felde stehenden

Heeres unerläßlich ist, wurde durch Befehl vom

1. November 1915 verschärft. Durch § 3 a. a. O.

sind die in der Landwirtschaft oder ihren Neben¬

betrieben beschäftigten russischen Arbeiter an-
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gehalten worden, beim Ablauf ihrer derzeitigen

Arbeitsvertrag neue für die Wintennonate und

¦ us Wirtschaftsjahr 1916 abzuschließen und späte¬

stens bis zum 31. Januar 1916 die Ausstellung der

Arbeiter-Legitimationskarte für 1916 bei der Örts-

polizeibehnrde zu beantragen. Die Arbeitgeber

hatten sieh zu vergewissern, daß der letzteren

Verpflichtung pünktlich nachgekommen wurde,

und hatten die säumigen Arbeiter bis spätestens

am 5. Februar 1916 dem zuständigen Landrat zu

melden, hierbei auch mitzuteilen, ob ein neuer

Arbeitsvertrag geschlossen war oder nicht. Außer

diesem Zwange zur Arbeit unterliegen die russi-

hen landwirtschaftlichen Arbeiter erheblichen

Beschränkungen ihrer persönlichen Freiheit. Wie

bemerkt, ist es ihnen, soweit sie nicht zur Aus¬

reise in ein neutrales Land befugt sind, verboten,

das Inland zu verlassen. Ferner durften sie nach

Nr. 1 des Befehls vom 5 Oktober 1914 die Grenzen

des Ortspolizeibezirks ihrer Arbeitsstelle nur mit

schriftlicher Genehmigung der Ortspolizeibehörde
überschreiten. Auch war zur Übernahme einer

Arbeitsstelle in einem anderen Ortspolizeibezirk
die Genehmigung des für die bisherige Arbeits¬

stelle zuständigen Landrats notwendig. Diese

Bestimmungen sind durch den Befehl vom 1. No¬

vember 1915 zu einem „buchstäblichen Orts¬

wechselverbot44 erweitert. Nach § 2 a a. O. ist

schon die Überschreitung der Grenzen des Orts¬

bezirks (Gemeinde- oder Gutsbezirks) der Arbeits¬

stelle grundsätzlich nur mit schriftlicher Geneh¬

migung der Ortspolizeibehörde zulässig. Deren

Genehmigung ist auch zur Übernahme einer Ar¬

beitsstelle in einer anderen Ortschaft des Orts¬

polizeibezirks der bisherigen Arbeitsstelle er¬

forderlich. Alle diese Umstände lassen die

russischen landwirtschaftlichen Arbeiter als unfrei

erscheinen. Sie sind demnach nicht versiche¬

rungspflichtig. Diese Auffassung rechtfertigt sich

auch aus folgender Erwägung. Die .Arbeiter

waren schon vor dem Kriege nach § 1233 Abs. 1

RVO. in Verbindung mit dem Bundesrats¬

beschluß vom 21. Februar 1901 versicherungsfrei.
Wollte man sie jetzt für versicherungspflichtig
erklären, so würden ihnen auf dem Gebiete der

Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung Vor¬

teile zugewendet, die sie im Frieden nicht hatten.

Das würde aber zu einer unzulässigen Besser¬

stellung von Angehörigen feindlicher Staaten

während des Krieges führen. Hiernach sind die

Arbeitgeber nicht verpflichtet, für die russischen

landwirtschaftlichen Arbeiter Beiträge zur In¬

validen- und Hinterbliebenenversicherung zu

leisten. Auch die in § 1233 Abs. 2 RVO. vor¬

gesehenen Zahlungen an die Versicherungsan¬
stalten liegen ihnen nicht ob. Denn die Vorschrift

setzt die Anwendung des Bundesratsbeschlusses

vom 21. Februar 1901 voraus. Er gilt aber, wie

dargelegt, für die russischen landwirtschaftlichen

Arbeiter nicht, solange sie für unbestimmte Zeit

Ia Inlande zurückgehalten werden. Die Be¬

schwerde war demnach zurückzuweisen.

Erhfihung des Krankengeldes. Wiederher¬

stellung einer Satzungsbestimmung. (Entsch. d.

Ob. V. A. Bromberg, den H.April 1916.)
.4us den Gründen: Der Vorstand der All¬

gemeinen Ortskrankenkasse für die Stadt B. hat

am 24. Januar 1916 beschlossen, das Kranken¬

geld für die Mitglieder der Krankenkasse für das

Jahr 1916 von der satzungsmäßigen Höhe von

50 v. H. auf 60 v. H. des Grundlohnes zu erhöhen.
Die Genehmigung hierzu hat das Versiche¬

rungsamt der Stadt B. durch Vorentscheidung

versagt, weil diese Erhöhung nicht eine Wieder¬

herstellung einer Satzungsbestimmung sei und

nur solche fallen unter die Vorschrift des § 1

Abs. 2 der Verordnung vom 4. August 1914.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Weder aus der Absicht der Kaiserlichen Ver¬

ordnung vom 4. August 1914 noch aus dem Wort¬

laut derselben ist zu entnehmen, daß die Er¬

höhung der Leistungen der Krankenkasse nur in

den Rahmen der bisherigen Satzungen in der ver¬

einfachten Form des § 1 Abs. 2 vorgenommen
werden dürfe; andernfalls die schwerfälligere
Form der Satzungsänderung eintreten solle.

Die Absicht der Verordnung ist offenbar die,
daß für die Zeit des Kriegszustandes die Ver¬

waltung der Krankenkassen möglichst vereinfacht

und verbilligt werden soll, aus dieser Absicht

heraus aber erscheint es nicht wahrscheinlich, daß

die Verordnung nur solche Fälle im Auge gehabt
haben sollte, in denen durch den § 1 satzungs¬
mäßig bestimmte Mehrleistungen auf die Regel¬
leistungen herabgesetzt worden sind, denn auch

für die Festsetzung von über die früheren Lei¬

stungen hinausgehende Leistungen besteht genau
dasselbe Bedürfnis nach einem vereinfachten Ver¬

fahren.

Wollte man diesen Grundsatz nicht annehmen,
dann würde für viele Krankenkassen eine Er¬

höhung der Leistungen während des Krieges zur

Unmöglichkeit gemacht, weil eine satzungsmäßig
zustande bringende Satzungsänderung wegen

Einberufung eines großen Teiles der Vorstands¬

und Ausschußrr.tglieder nicht möglich ist.

Offenbar hat die Vorschrift des § 1 Abs. 2

gerade diesen Gesichtspunkt im Auge und des¬

halb die Einführung einer Mehrleistung durch

Verfügung des Versicherungsamts auf Antrag des

Vorstandes zugelassen. Auch der Wortlaut der

Verordnung gibt für die Auffassung des Ver¬

sicherungsamt keinen Anhalt, und es wäre dem

Gesetzgeber ein Leichtes gewesen, wenn er die

vom Versicherungsamt gewollte Beschränkung be¬

absichtigte, dieses auch im Wortlaut zum Abdruck

zu bringen. Natürlich kann diese Erhöhung nur

für die Dauer des Krieges gelten, weil auch die

Geltungsdauer der Verordnung auf die Kriegs¬
dauer beschränkt ist. Da die Leistungsfähigkeit
der Krankenkasse außer Frage steht, so war nur

noch zu erörtern, ob die Sache an das Ver¬

sicherungsamt zurückzugeben war.

Das Oberversicherungsamt hält das aber nicht

für nötig, weil nach § 60 der Kaiserlichen Ver¬

ordnung über Geschäftsgang und Verfahren vor

den Versicherungsämtern vom 24. Dezember 1911

und § 1658 RVO. die Entscheidung des Ver¬

sicherungsamts als Vorentscheidung auch gleich
mit dem zulässigen Rechtsmittel angefochten
werden kann. Infolgeddessen hat das Ober¬

versicherungsamt gleich in der Sache selbst, wie

geschehen, entschieden. Diese Entscheidung ist

endgülfig.

St. Die von der Militärverwaltung gegen
Lohn beschäftigten Armierungsarbeiter unter¬

stehen der Invalidenversidierungspflicht. So

hat das Reichsversicherungsamt, Beschlußsenat

der Abteilung für Kranken-, Invaliden- und

"Hinterbliebenenversicherung am 12. Februar 1916

(Aktenzeichen II 2537) in folgender Sache ent¬

schieden:

Der Arbeiter Melchior P. in P. wurde seit

dem 4. August 1914 während elf Wochen als

Befestigungs- (Armierungs-) Arbeiter nach frei¬

williger Meldung gegen einen Tagelohn von 4 bis
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5 Mk. beschäftigt. Beiträge zur Invaliden- und

Hinterbliebenenversicherung sind für ihn nicht

entrichtet worden. Die Militärverwaltung ist der

Ansicht, daß die Tätigkeit der Befestigungs¬
arbeiter eine militärische Dienstleistung im Sinne

des I 1393 Abs. 1 Nr. 2 RVO. bilde. Als solche

><»i sie versicherungsfrei, da militärische Dienst¬

leistungen nach dieser Vorschrift als Beitrags¬
wochen angerechnet würden, ohne daß Beiträge
. ntriehtet zu werden brauchten. Das gemäß
i 1459 a. a. 0. von der Landesversicherungs¬

anstalt P. angerufene Versicherungsamt des

Kreises P.-O. in P. verurteilte durch Entscheidung

vom 29. Januar 1915 den Militärfiskus, für P.

Beitragsmarken der Lohnklasse V zu verwenden,

(iegen die Entscheidung hat die Fortifikation P.

techtzeitig Beschwerde beim Oberversicherungs¬
amt P. eingelegt mit dem Antrage, die Sache

wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung nach

$ 1459 Abs. 2 RVO. an das Reichsversicherungs¬
amt abzugeben. Diesem Antrage ist stattgegeben
worden.

Das Reichsversicherungsamt hat sich durch

Verhandlungen mit dem Königl. Preuß. Kriegs-
ministerium und Vertretern von Versicherungs¬

anstalten über die bei der Entscheidung zu

berücksichtigenden tatsächlichen Verhältnisse

unterrichtet.

Entscheidungsgründe: Mit Recht hat das Ver¬

sicherungsamt die Versicherungspflicht des P.

bejaht. Nach § 1226 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 RVO.

sind Arbeiter versicherungspflichtig, wenn sie

gegen Entgelt beschäftigt werden. Das war vor¬

liegend der Fall, da P. gegen einen Tagelohn
von 4 bis 5 Mk. gearbeitet hat. Die Voraus¬

setzungen, unter denen Lohnarbeiter ausnahms¬

weise versicherungsfrei sind, liegen nicht vor.

Gemäß § 1235 Nr. 2 a. a. 0. sind Personen des

Soldatenstandes versicherungsfrei, wenn sie eine

der im § 1226 a. a. 0. bezeichneten Tätigkeiten
im Dienste ausüben. Diese Vorschrift ist hier

nicht anzuwenden, weil die durch Privatdienst¬

vertrag angenommenen Befestigungsarbeiter nicht

Personen des Soldatenstandes sind. Sie gehören
weder zu den aktiven Soldaten des Friedens¬

standes, noch zu denen des vorübergehenden
Dienststandes, wie er namentlich für den Krieg
in Frage kommt (zu vergl. § 38 des Reichsmilitär¬

gesetzes und Artikel II § 26, 30 des Reichs¬

gesetzes, betreffend Änderungen der Wehrpflicht,
vom 11. Februar 1888, RGbl. S. 11). Der Umstand,

daß die Befestigungsarbeiter sich beim krieg¬
führenden Heere aufhalten und sonach nach

§ 155 des Militärstrafgesetzbuches, § 2 Nr. 3 der

Disziplinarstrafordnung für das Heer den Vor¬

schriften des Militärstrafgesetzbuches, ins¬

besondere den Kriegsgesetzen, sowie der be¬

zeichneten DisziplinarstrafOrdnung unterliegen,
verleiht ihnen nicht die Eigenschaft als Personen

des Soldatenstandes (zu vergl. Entscheidungen
des Reichsmilitärgerichts, Bd. 19 S. 112 Nr. 33).
Auch die Bekanntmachung des Reichskanzlers

vom 27. Dezember 1899 über die Befreiung vor¬

übergehender Dienstleistungen von der Versiehe-

rungspflicht (zu vergl. Amtl. Nachr. des RVA. 1900

S. 181) greift nicht durch. Nach Nr. 1 a. a. O. sind

Personen, die berufsmäßig Lohnarbeit überhaupt
nicht verrichten, versicherungsfrei, wenn sie nur

gelegentlich, insbesondere zu gelegentlicher Aus¬

hilfe, oder zwar in regelmäßiger Wiederkehr,

aber gegen einen geringfügigen Entgelt arbeiten,

der für die Dauer der Beschäftigung zum Lebens¬

unterhalte nicht ausreicht und zu den für diese

Zeit zu zahlenden Beiträgen nicht in ent¬

sprechendem Verhältnis steht. Beides trifft für

P. nicht zu. Er war insgesamt elf Wochen, also

nicht nur gelegentlich, beschäftigt. Seine Tätig¬
keit wurde auch nicht nebenher ausgeübt, da sie

seine Arbeitskraft vollständig in Anspruch ge¬
nommen hat. Ebensowenig kann die ihm gezahlte
Vergütung von 4 bis 5 Mk. täglich als gering¬
fügig im Sinne der Bekanntmachung gelten. Die

Vorschrift des § 1393 Abs. 1 Nr. 2 RVO., auf die

sich die Militärverwaltung beruft, ist gleichfalls
nicht anwendbar. Danach werden unter der Vor¬

aussetzung des Abs. 2 a. a. O. Zeiten, in denen

ein Versicherter während einer Mobilmachung
oder eines Krieges freiwillig militärische Dienst¬

leistungen verrichtet, als Beitragswochen II. Lohn¬

klasse angerechnet, ohne daß Beiträge entrichtet

zu werden brauchen. Der Begriff der „militäri¬
schen Dienstleistung", der in der Reichsversiche¬

rungsordnung nicht näher bestimmt wird, umfaßt

nicht alle Dienstleistungen für militärische

Zwecke. Sonst wäre beispielsweise auch die

Tätigkeit einer weiblichen Person, die im Auf¬

trage der Militärverwaltung Bekleidungsstücke
für Militärpersonen anfertigt, als eine militärische

Dienstleistung anzusehen. Das würde der natür¬

lichen Auffassung widersprechen. Eine militärische

D/ens/leistung setzt vielmehr begrifflich ein

militärisches Dienstverhältnis voraus. Demgemäß
werden die militärischen Dienstleistungen im

Sinne der Nr. 2 a. a. O., ebenso wie die Erfüllung
der Wehrpflicht (Nr. 1 a. a. O.), in § 1281 Nr. 1,

§ 1419 Abs. 3, § 1438 Abs. 1 RVO. als „Militär¬

dienst" bezeichnet, der nach § 1438 Abs. 1 a. a. O.

durch die Militärpapiere, also durch Ausweise

über die Militärverhältnisse des Inhabers, nach¬

zuweisen ist. Unter einem militärischen Dienst¬

verhältnis in dem für § 1393 Abs. 1 Nr. 2 a.a.O.

in Betracht kommenden Sinne ist nur ein solches

von Personen des Soldatenstandes zu verstehen.

Hierfür spricht schon der Zusammenhang mit

§ 1393 Abs. 1 Nr. 1 a. a. O. Diese Vorschrift gilt
zweifellos nur für Personen des Soldatenstandes.

Denn sie betrifft die Anrechnung von Wochen,

in denen ein Versicherter in Friedens-, Mobil-

machungs- und Kriegszeiten zur Erfüllung der

Wehrpflicht eingezogen war. Dagegen spricht

§ 1393 Abs. 1 Nr. 2 a. a. O. von „freiwilligen"
militärischen Dienstleistungen in Mobilmachungs¬
und Kriegszeiten. Die Gegenüberstellung der

Worte „zur Erfüllung der Wehrpflicht'4 und

„freiwillig" in den unmittelbar aufeinander fol¬

genden Vorschriften deutet darauf hin, daß sich

die militärischen Dienstleistungen im Sinne der

Nr. 2 a. a. O. von den in Nr. 1 a. a. O. behandelten,

abgesehen von der Beschränkung auf Mobil-

machungs- und Kriegszeiten, lediglich durch ihre

Freiwilligkeit unterscheiden. Daraus ergibt sich,

daß auch Nr. 2 a. a. O. nur für Personen des

Soldatenstandes gilt. Ferner betreffen sowohl

Nr. 1 wie Nr. 3 a. a. O. ausschließlich Verhältnisse,

die an sich versicherungsfrei sind. Personen de>>

Soldatenstandes (Nr. 1) sind als solche nicht ver¬

sicherungspflichtig! weil sie nicht zu den Lohn¬

arbeitern gehören (zu vergl. Rev. Entsch. 207h

Amtl. Nachr. des RVA. 1915, S. 635). Werden sie

dienstlich als Arbeiter beschäftigt, so sind sie

nach $ 1235 Nr. 2 RVO. versicherungsfrei. Auch

während einer mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen

Krankheit (§ 1393 Abs. 1 Nr. 3 a. a. O.) besteht an

sich keine Versicherungspflicht. Aus der Zu¬

sammenstellung der Vorschriften mit Nr.2 a. a. O.

ist zu folgern, daß diese sich nur auf solche

militärische Dienstleistungen bezieht, die gleich¬
falls stets versicherungsfrei sind. Das ist nur
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bei Personen des Soldatenstandes der Fall.

Nr. 2 a. a. O. gilt daher beispielsweise für Kriegs¬

freiwillige, also noch nicht oder nicht mehr Wehr¬

pflichtige, die während des Krieges in das Heer

oder in die Marine eintreten, sowie für Personen,

die früher in einem militärischen Dienstverhält¬

nis.- standen und auf Grund freiwilliger Meldung

während einer Mobilmachung oder eines Krieges

als Personen des Soldatenstandes verwendet

werden. Diese Auslegung entspricht auch dem

Zweck« des $ 1393 Abs. 1 a. a. O. Die hier be¬

zeichneten Militärdienst- und Krankheitszeiten

werden als Beitragszeiten nur denen angerechnet,

üt vorher nicht nur vorübergehend versiche¬

rungspflichtig waren (zu vergl. § 1393Abs.2 a.a.O.).

Die durch die Bekanntmachung des Stellvertreters

des Reichskanzlers über die Anrechnung von

Militärdienstzeiten usw. vom 23. Dezember 1915

(RGbl. S. K45) bestimmte Ausdehnung des § 1393

... a. O. auf freiwillig Versicherte bleibt bei Prüfung

des Zweckes dieser Vorschrift außer Betracht.

Unter einer versicherungspflichtigen Beschäfti¬

gung im Sinne des § 1393 Abs. 2 a. a. 0. ist

nur eine Tätigkeit zu verstehen, die nach

$§ 1226 ff. a. a. O. der Versicherungspflicht unter¬

liegt. § 1393 a. a. O. will somit Versicherte

schützen, die durch militärische Dienstleistungen
oder Krankheit verhindert werden, eine nach jenen
Vorschriften versicherungspflichtige Beschäfti¬

gung auszuüben. Als militärische Dienstleistungen
können demnach nur solche gelten, die nicht

selbst nach §§ 1226 ff. a. a. 0. versicherungs¬

pflichtig sind. Denn sonst hindern sie die Aus¬

übung einer versicherungspflichtigen Tätigkeit
nicht, da sie ihrerseits Versicherungspflicht be¬

dingen. Der Zusatz in § 1393 Abs. 1 a. a. 0. „ohne
daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen"

gestattet keine andere Auslegung. Er war in

§ 17 Abs. 2 des 1. u. AVG. vom 22. Juni 1889, dem

§ 1393 RVO. entspricht, nicht enthalten. Der

Zusatz findet sich zuerst im Invalidenversiche¬

rungsgesetze vom 13. Juli 1899 und hatte nur

redaktionolle Bedeutung (zu vergl. die Begründung
zum Entwürfe des IVG. S. 263). Es kann daher

nicht angenommen werden, daß durch ihn eine

Beschäftigung, welche, wie die der Befestigungs¬
arbeiter, nach ausdrücklicher Vorschrift des

$ 1226 RVO. grundsätzlich versicherungspflichtig
ist, wieder für versicherungsfrei erklärt werden

sollte. Das hätte bei den Vorschriften über Ver-

sicherungsfreiheit (§§ 1227, 1232 ff. a. a. O.) be¬

stimmt werden müssen, nicht aber in § 1393 a. a. O.,
der nur die Anrechnung von Militärdienst- und

Krankheitszeiten auf die Wartezeit betrifft. Dabei

kann unerörtert bleiben, wie der Zusatz für den

hier nicht vorliegenden Fall auszulegen ist, daß

ein versicherungspflichtiges BeschältigungsVer¬
hältnis auch während militärischer Dienstleistungen
oder einer Erkrankung fortbesteht (zu vergl.
Pev. Entsch. 340 sowie Entscheidungen 1933, vor¬

letzter Absatz, und 1969, Amtl. Nachr. des RVA.,
I. u. AV. 1894 & 92, 1914 S. 813, 1915 S. 371).
| 1393 Abs. 1 Nr 2 RVO. gilt somit nach Zu¬

sammenhang und Zweck, Entstehungsgeschichte
und Stellung nur für Personell des Soldaten¬

standes. Zu diesen gehören aber die durch Privat-

«iienst vertrag angenommenen Befestigung*
ai heiter nicht. Demnach ist es unerheblich, daß

sie, wie die Militärverwaltung geltend macht, in

strafrechtlicher und disziplinarischer Hinsicht
ebenso wie die Armierungsso/da/en behandelt

werden, die gleichen Arbeiten wie diese ver¬

richten und den gleichen Gefahren des Krieges
ausgesetzt sind. Alles das genügt nicht, um ihre

Beschäftigung als eine militärische Dienstleistung
im Sinne des § 1393 Abs. 1 Nr. 2 a. a. O. erscheinen

zu lassen. Sie sind daher versicherungspflichtig,
soweit nicht im einzelnen Falle die Bekannt¬

machung des Reichskanzlers vom 27. Dezember 1899

über die Befreiung vorübergehender Dienst¬

leistungen von der Versicherungspflicht anzu

wenden ist.

Der Senat hat nicht verkannt, daß die Durch¬

führung der Versicherung für die Befestigungs
arbeiter gewissen Schwierigkeiten begegnet.
Diese können aber nicht als unüberwii lieh an¬

gesehen werden, zumal da erwartet werden darf,

daß die Landesversicherungsanstalten bereit sein

werden, die Militärverwaltung dabei möglichst zu

unterstützen. Sollte eine rechtzeitige Marken¬

verwendung (zu vergl. §§ 1428, 1429 RVO.) für

die jetzt noch beschäftigten Arbeiter bei der

Geschäftslage der zuständigen Stellen untunlich

sein, so könnten die Landesversicherungsanstalten
auch gestatten, daß die Marken zu anderer Zeit

eingeklebt werden. Im übrigen wird sich die

Beitragsleistung vielfach verhältnismäßig einfach

gestalten. Eine Ermittelung des Grundlohns,

der nach § 1246 Abs. 2 Nr. 1 RVO. für Mitglieder
von Krankenkassen für die Höhe der Beitrag»*
maßgebend ist, kommt nicht in Frage, soweit den

Befestigungsarbeitern die in § 169 RVO. be¬

zeichneten Ansprüche gewährleistet sind und sie

demnach nicht der Krankenversicherung unter¬

liegen. Dann bestimmt sich die Lohnklasse

gemäß § 1246 Abs. 2 Nr. 3 a. a. O., § 153 RVO.

nach dem dreihundertfachen Betrage des am Be¬

schäftigungsorte geltenden Ortslohnes. Beschäfti¬

gungsort ist nach § 153 Abs. 1 RVO. der Ort, wo

die Beschäftigung tatsächlich stattfindet. Diese

Regel erleidet nach § 153 Abs. 2 bis 2 a. a. O.

gewisse Ausnahmen, so daß unter Umständen der

Örtslohn am Sitze einer Fortifikation auch für

die von ihr anderwärts beschäftigten Arbeiter

maßgebend ist. Soweit die Beschäftigung noch

stattfindet, können die Beitragsanteile der Ar¬

beiter von dem Lohne auch für Zeiten abgezogen
werden, die vor der vorletzten Lohnzahlung

liegen (zu vergl. § 1432 a. a. O). Denn die recht

zeitige Markenverwendung ist ohne Verschulden

der Militärverwaltung unterblieben, weil es sich

um eine ganze Personengruppe handelt, die bis¬

her als versicherungsfrei angesehen wurde und

erst durch die vorliegende Entscheidung endgültig
für versicherungspflichtig erklärt wird (zu vergl.
§ 1433 RVO. und Hanow-Lehmann, Kommentar

zur RVO., 3. Aufl. 4. Buch, Anm. 3 zu § 1433).
Nach alledem war die Beschwerde zurückzuweisen.

g. Landkrankenkassenpflichtige Versicherte

bleiben nach Art. 29 E. G. RVO. Mitglieder einer

Ortskrankenkasse, auch wenn sie dieser Kasse

bei Inkrafttreten der RVO. freiwillig angehörten
(Grundsätzliche Entscheidung des RVA. vom

24. März 1916.)
Aus den Gründen: Das von dem Kaufmann F. C.

in Stettin beschäftigte Dienstmädchen A. H. war seit

dem Jahre 1911 freiwilliges Mitglied der zum 1. Ja¬

nuar 1914 geschlossenen Ortskrankenkasse Nr. 1

in Stettin. Am 1. Januar 1914 stellte es nach

Artikel 29 Nr. 2 des Einführungsgesetzes zur

Reichsversicherungsordnung bei der Allgemeinen
Ortskrankenkasse Stettin den Antrag, Mitglied
dieser Kasse zu werden. Die Kasse hat darauf

die satzungsmäßigen Beiträge für die Genannte

erhoben. Auf Aufforderung der Landkranken

kasse in Stettin hat der Arbeitgeber die Beschäl

tigte am 1. Januar 1914 auch bei dieser Kasse
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angemeldet. Er weigerte sich aber nachträglich
die Beiträge an diese Kasse zu bezahlen, weil

das Dienstmädchen sich bereits bei der All¬

gemeinen Ortskrankenkasse Stettin angemeldet
nabe und die Beiträge an diese Kasse auch be¬

zahlt worden seien. Die Landkrankenkasse ist

,1er Ansicht, daß die Genannte bei ihr zu ver-

ichern sei, weil sie am 1. Januar 1914 Zwangs-
mitglied der Kasse nach § 235 der Reichsver-

cherungsordnung geworden sei, also nicht frei¬

willig der Allgemeinen Ortskrankenkasse habe

beitreten können. Die letztere Kasse sieht die

Mitgliedschaft auf Grund des Artikels 29 des Ein-

nihrungsgesetzes zur Reichsversicherungsordnung
ls bei ihr zu Recht bestehend an. Im Streit-

verfahren nach § 405 Abs. 2 der Reichsversiche¬

rungsordnung hat das Versicherungsamt der Stadt

Stettin durch Vorentscheidung seines Vorsitzenden

vom 9. Oktober 1915 entschieden, daß das Dienst¬

mädchen H. vom 1. Januar 1914 an bei der Land¬

krankenkasse Stettin zu versichern sei. Ar¬

tikel 29 des Einführungsgesetzes zur Reichsver¬

sicherungsordnung bezieht sich nach Ansicht des

Versicherungsamts nur auf die nach dem Kranken¬

versicherungsgesetze der Versicherungspflicht
unterliegenden Personen, nicht auf freiwillige
Kassenmitglieder. Gegen die Vorentscheidung hat

der Arbeitgeber rechtszeitig Beschwerde bei dem

Königlichen Oberversicherungsamt Stettin ein¬

gelegt. Die Beschlußkammer des Oberversiche¬

rungsamts hat die Sache hierauf durch Beschluß

vom 11. Januar 1916 nach den §§ 1799, 1693 der

Reichsversicherungsordnung an das Reichsversiche¬

rungsamt abgegeben und seine Rechtsauffassung
dahin ausgesprochen, daß auch die versicherungs¬
berechtigten Mitglieder der Ortskrankenkasse von

der Befugnis des Artikels 29 des Einführungs¬
gesetzes zur Reichsversicherungsordnung Ge¬

brauch machen könnten. Auf die Begründung
des Abgabebeschlusses, der Vorentscheidung des

Versicherungsamts und die vorbereitenden Schrift¬

sätze der Parteien wird im übrigen Bezug ge¬
nommen.

Es war, wie geschehen, zu entscheiden.

Die Voraussetzungen für die Abgabe der

Sache an das Reichsversicherungsamt sind ge¬

geben, da das Oberversicherungsamt nach § 405

.\bs. 2 der Reichsversicherungsordnung endgültig

zu entscheiden gehabt hätte und weil es sich um

eine grundsätzliche, bisher vom Reichsversiche¬

rungsamt nicht entschiedene Rechtsfrage handelt

(§§ 1799, 1693 der Reichsversicherungsordnung).
Nach Artikel 29 Abs. 1 Nr. 2 des Einführungs¬

gesetzes zur Reichsversicherungsordnung können

landkrankenkassenpflichtige Versicherte, die beim

Inkrafttreten der Reichsversicherungsordnung Mit¬

glieder einer Ortskrankenkasse waren, Mitglieder
der Allgemeinen Ortskrankenkasse werden, wenn

ihre frühere Kasse eingeht. Diese Personen haben

also nach eigener Entschließung das Recht, ent¬

gegen der Regel der Reichsversichei ungsordnung
(§ 235 der Reichsversicherungsordnung) nicht in

die Landkrankenkasse, sondern in eine Orts¬

krankenkasse einzutreten. Artikel 29 a. a. O. be¬

schränkt diese Befugnis nicht auf versicherungs¬
pflichtige Mitglieder der Ortskrankenkassen, wenn
in der Mehrzahl der Fälle auch nur solche tat¬

sächlich in Betracht kommen werden. Er spricht
vielmehr ganz allein von „Mitgliedern44 der Orts¬

krankenkassen, unterscheidet also nicht zwischen

Versicherungspflichtigen und Versicherungs¬
berechtigten. Demnach muß angenommen werden,
daß sich Artikel 29 a. a. 0. auch auf solche land¬

krankenkassenpflichtige Versicherte bezieht, die

beim Inkrafttreten der Reichsversicherungsord¬
nung freiwillige Mitglieder einer Ortskranken¬

kasse gewesen sind (übereinstimmend Hoffmann,
Kommentar zum 2. Buche der Reichsversicherungs¬
ordnung, 5. Auflage Anmerkung 3 zu Artikel 29

des Einführungsgesetzes zur Reichsversicherungs¬
ordnung, im Gegensatz zu der a. a. 0. in der 2. Auf¬

lage vertretenen Auffassung). Auch innere Gründe

sprechen für diese Ansicht. Denn der Zweck des

Artikels 29 a. a. 0. die bei Ortskrankenkassen

versichert gewesenen Personen vor Nachteilen zu

schützen, die gegebenenfalls entstehen könnten,
wenn sie am 1. Januar 1914 in eine Landkranken¬

kasse eintreten müßten (zu vergleichen Be¬

gründung Seite 29), kann in gleicher Weise bei

versicherungspflichtigen, wie bei versicherungs¬
berechtigten Mitgliedern zutreffen. Hiernach war

der Beschwerde stattzugeben und auszusprechen,
daß das Dienstmädchen H. ab 1. Januar 1914

bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse Stettin zu

versichern. Es sind deshalb auch nur an diese

Kasse Beiträge zu zahlen.

Soziale Chronik.

Säuglingspflege als Unterrichtsgegenstand.
Die Regierung in Wiesbaden hat in einer Ver¬

fügung an die Kreisschulinspektoren und an die

Schuldeputationen die Aufmerksamkeit auf die

Kinführung der Säuglingspflege als Unterrichts¬

gegenstand in Mädchenschulen gelenkt. Schon

seit geraumer Zeit ist von ärztlicher und teil¬

weise auch von pädagogischer Seite die Ein¬

führung des erwähnten Unterrichtsgegenstandes
gefordert worden. Namentlich geschah das erst

Kürzlich in einer Abhandlung, welche Geh. Medi-

zinalrat Professor Dr. Reizer und Schulrat Gerke

in der „Zeitschrift für Säuglingsschutz44 veröffent¬

licht haben. Dort wird über praktische Versuche

berichtet, die in Greifswald für 12- bis 14 jährige
Mädchen eingerichtet worden sind. Der Lehrgang
imfaßte Physiologie der Säuglinge, die Grund¬

sätze der richtigen Säuglingspflege: Reinlichkeit,
natürliche Ernährung usw. Alle Dinge, die nur

vor älteren Mädchen und Frauen zu besprechen
sind, wurden ausgeschaltet. Die Kurse bestanden

in theoretischen Darbietungen, denen sich prak¬

tische Übungen unter Leitung einer Oberschwester

der Klinik anschlössen.

Auf dem Gebiete des Säuglingschutzes hat

ferner Schöneberg eine dankenswerte Einrichtung
getroffen. Von der Stadt wird Lehrerinnee der

Volks- und Fortbildungschule von einer Ärztin,
die Spezialistin in der Kinderheilkunde und selbst

Mutter ist, Unterricht in Säuglingspflege erteilt.

Die Lehrerinnen sollen später im Anschluß an

den Haushaltungsunterrichlt den Kindern Unter¬

richt in der Säuglingspflege geben.

Landesversicherungsanstalten und Klein¬

wohnungsfürsorge. Eine Tagung der deutschen

Versicherungsanstalten hat am 10. und 11. April
dieses Jahres im Rathaus zu Leipzig stattgefunden.
Die Konferenz hat auch zu Fragen der Arbeiter¬

wohnungsfürsorge Stellung genommen. Für die

Förderung dieser Aufgabe sind von den deutschen

Versicherungsanstalten bis zum Schlüsse des

Jahres 1915 insgesamt 503 441 892 Mk. darlehns-

weise hingegeben worden. Auf Grund der Be-
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ratungen stimmte die Konferenz folgenden, vom

ständigen Ausschuß der Versicherungsanstalten
•¦beratenen und gebilligten Leitsätzen zu:

1. Der Bedarf an Kleinwohnungen wird nach

dem Kriege voraussichtlich ein gesteigerter sein,

namentlich in (fegenden mit starkem Arbeiterzuzug.

2. Demgegenüber werden die für den gemein

nützigen Kleinwohnungsbau verfugbaren Mittel

der Landesversicherungsanstalten wahrscheinlich

geringer sein, als vor dem Kriege, denn die zu

erwartenden Mehrausgaben für Renten, Heilver¬

fahren, Hinterbliebenenfürsorge, Erfüllung früher

eingegangener Verpflichtungen usw. werden keinen

genügenden Ausgleich finden durch Mehreinnahmen.

3. Anders als durch Aufwendung eigener Mittel

I onnen die Versicherungsanstalten den Klein¬

wohnungsbau nicht fördern.

a) Der Weg einer allgemeinen Bürgschaftsüber¬
nahme für zweite Hypotheken im Sinne des

Antrages Dernburg ist nicht gangbar.
b) Die Aufnahme eigener Schulden, auch durch

Ausgabe von Pfandbriefen, ist ebenfalls ab¬

zulehnen.

Eine stärkere Ausnutzung der verfügbaren
Mittel ist unter anderem dadurch möglich, daß

die Versicherungsanstalten die Darlehnssuchenden

bezüglich der ersten Hypothek auf andere Quellen

verweisen und sich auf Bewilliguug zweiter Hy¬

potheken beschränken.

4. Darlehnsempfänger kann nur sein? wer aus¬

schließlich oder überwiegend für Versicherte baut

und sich den von der Versicherungsanstalt ins¬

besondere zur Wahrung der Gemeinnützigkeit und

zur Ausschaltung der Gewinnsucht festgesetzten
Bedingungen unterwirft.

5. Die Darlehnsbedingungen, die die Versiche¬

rungsanstalten zum Zwecke der Herstellung ge¬

sunder und zweckmäßig eingerichteter Wohnungen
und der dauernden Sicherung dieses Zweckes

stellen müssen, solles einen Ausgleich finden durch

Vergünstigung hinsichtlich des Zinsfußes, der

Beleihungsgrenze und der Rückzahlung. Der

Zinsfuß wird allerdings für die Dauer der jetzigen
Lage des Geldmarktes ein höherer sein müssen,
:t|s bisher. Im übrigen muß die Gestaltung der

Darlehnsbedingungen im einzelnen den Versiche¬

rungsanstalten überlassen bleiben.

6. Ein Recht auf Ansiedlung steht Kriegsteil¬
nehmern, Kriegsinvaliden und Kriegerwitwen nicht

zu. Praktischen Erfolg k..nn die Ansiedlung nur

dann haben, wenn der Anzusiedelnde dafür nach

Herkunft, Neigung und Fähigkeiten und Familien¬

verhältnissen geeignet ist und aus eigenen Mitteln

eine entsprechende Anzahlung leistet. Die Durch¬

führung der Ansiedlungsarbeit kann nicht Sache

der Versicherungsanstalten sein, muß vielmehr

innerhalb des Rahmens der allgemeinen inneren

Kolonisation durch die auf diesem Gebiete prak¬
tisch tätigen großen und kleinen Siedlungsgesell¬
schaften erfolgen. Wohl aber können die Ver¬

sicherungsanstalten diese Absiedlungen durch Be¬

willigung von Hypothekendarlehen für Versicherte,
SOWlS durch Geldbeteiligung bei den genannten
Gesellschaften unterstützen.

Weitere Gegenstände der Tagesordnung bil¬

deten die Verwendung der von den Versicherungs¬
anstalten gemeinsam für Zwecke der Kriegswohl-
tahrtspflege beigesteuerten Geldbeträge, die zu

erwartende Änderung der ReichsVersicherungs¬
ordnung, die Beurteilung der Invalidität bei Kriegs-
verstümmelten und die Art der Absetzung des Ver«
t ihrens bei Rentenanträgen Kriegsbeschädigter so¬

wie die Verschollenheitserklärung bei Vermißten.

Eine Badische Gesellschaft für soziale Hygiene
ist in Karlsruhe unter dem Vorsitz des Medizinal¬

referenten im Ministerium des Innern, Geheimen

Obermedizinalrats Dr. Hauser, gegründet worden.

Ihre Aufgaben sollen sein: die sozialhygienischen
Zustände des Landes zu erforschen, Aussprachen
über sozialhygienische Fragen zu veranstalten,

auch die gesetzgebenden Körperschaften, die Be¬

hörden und Verwaltungen sowie Vereine und

Unternehmer zu wirksamen Verbesserungsmaß¬
nahmen anzuregen. Zum Ziele hat sie sich die

Kräftigung der Gesundheit des Volkes, ins-

be.sondere der Jugend gesetzt. Zum Beitritt

wurden Ärzte und Hygieniker, Geistliche und

Lehrer, staatliche, städtische und sonstige Ver¬

waltungen, gemeinnützige Vereinigungen, Sozial¬

reformer und Politiker aufgefordert. Als Zentral¬

stelle für die wissenschaftliche Arbeit und

praktische Betätigung der Gesellschaft soll ein zu

schaffendes Badisches sozialhygienisches Institut

dienen.

Ersatzglieder und Arbeitshilfen. In der stän¬

digen Ausstellung für Arbeiterwohlfahrt in deren

Gebäude, Charlottenburg, Fraunhoferstr. 11 12,
veranstalteten Sonderausstellung gelangen neuer¬

dings regelmäßig kinematographische Lichtbilder

zur Vorführung, welche in vorzüglicher Weise

dazu geeignet sind, auch dem Laien das Ver¬

ständnis für die große Bedeutung von gebrauchs¬
fähigen künstlichen Gliedern näherzubringen und

deren mannigfaltige Verwendbarkeit im täglichen
Leben sowohl als auch in den verschiedensten

gewerblichen und landwirtschafllichen Berufen

und Erwerbszweigen darzutun. Es wird vielen

ein großer Trost sein, zu sehen, wie besonders

unsere Kriegsbeschädigten trotz fehlender Glieder

doch wieder ihrem früheren oder aber einem

anderen geeigneten Beruf nachgehen können. Die

Vorführungen finden jeden Dienstag und Donners¬

tag von 8 bis 9 Uhr abends sowie Sonntags von

4 5 Uhr statt.

Literatur.

Beitrags-Verrechnungskarte der Angestellten¬
versicherung. Der Vorsitzende der besonderen

Ortskrankenkasse für Handlungsgehilfen in Darm¬

stadt, Wilhelm Schnellbächer, kat auf Grund reicher

Erfahrungen auf dem Gebiete der Angestellten¬
versicherung, aus der Praxis heraus, eine Beitrags*
Verrechnungskarte ausgearbeitet. Die Karte ist

ein für die ordnungsgemäße Durchführung der

an den Arbeitgeber immer mehr herantretenden

gesetzlichen Verpflichtungen notwendiges Hilfs¬

mittel. Die Karte dient dem Arbeitgeber als ein

in seinen Händen verbleibender Nachweis. Sie

bildet ein Konto über alle gezahlten Beiträge und

gibt auf den ersten Blick einen sofortigen Über¬

blick über* alle das Versicherungsverhältnis eng

berührenden Fragen und über alle gezahlten
Beiträge in allen ihren Einzelheiten auf eine Reihe

von 12 Jahren. Die Karte dient als Kontrolle

über die Zahl der beschäftigten Angestellten in

den jeweiligen Gehalts- und Versicherungsklassen,
getrennt nach Angestellten, die von der eigenen
Beitragsleistung befreit und nicht befreit sind,

und dient einer sehr zweckdienlichen Verein¬

fachung der Arbeit, an deren Stelle sonst oft ein

mit Strafen, Schaden, Ärger und Verdruß ein¬

setzender zeitraubender und unangenehmer
Schriftwechsel treten würde.
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Beantwortung von Antragen«

(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 Pf. für entstehende Auslagen einzusenden.)

Nach Bo.

Frage: 1. Kann ein Mitglied, das mit 26 Wochen

ausgesteuert ist und noch krank ist, weiter Mit¬

glied bleiben?

2. Können bei ein und derselben Krankheit

jdie Zeiten zusammengerechnet werden; nur in

demselben Jahr oder von mehreren Jahren?

3. Wenn ein Mitglied 26 Wochen verpflegt
ist, braucht die Kasse dann niemals für dieselbe

Krankheit wieder aufkommen, auch wenn sie

später einmal wieder auftritt?

4. Ein Arbeitgeber ist vom Versicherungsamt
bestraft, hat aber Berufung beim Oberversiche¬

rungsamt eingelegt Werden rückständige Bei¬

träge für diesen Fall bis zur endgültigen Ent¬

scheidung berechnet oder nur bis zu dem Tage,
an dem der Arbeitgeber die erste Zustellung der

Bestrafung vom Versicherungsamt erhalten hat?

Antwort: Zu 1. Ja. Weiterversicherung nach

§ 313 ist zulässig. Das Ende der Mitgliedschaft
aus § 311 bezeichnet zugleich den Anfang der in

§§ 214, 313 RVO. vom Ausscheiden an laufenden

Fristen (vergl. Hahn, Anm. 3 — am Schlüsse —

zu § 311).

Zu 2. Die Zusammenrechnung der Unter¬

stützungszeiten (§ 188 RVO*) bezieht sich nicht

auf Kalenderjahre. Es heißt im Gesetz „binnen
zwölf Monaten4*; darnach sind die zwölf Monate

vom Ende des letzten Bezugs nach §§ 124, 125

zurückzurechnen. Es macht Keinen Unterschied,
ob die Leistungen für 26 Wochen hintereinander

oder in verschiedenen Zeitteilen bezogen sind

(vergL Hahn Anm. 4 zu § 188).

Zu 3. Nach § 188 muß es sich um einen neuen

Versicherangsfall handeln; es ist dabei unerheblich,
ob die beiden (oder mehreren) Fälle auf eine und

dieselbe Krankheitsursache im medizinischen Sinne

zurückzuführen sind; es genügt, daß die Fälle

sich als mehrere Krankheiten im Rechtssinne dar¬

stellen, d. h. daß zwischen ihnen eine Zeit liegt,
in der bei vernünftiger Lebensweise nach sach¬

verständigem Befinden weder ärztliche Behandlung
oder die Anwendung von Heilmitteln erforderlich

noch Arbeitsunfähigkeit gegeben war (vergl. Hahn
Anm. 2 zu § 188).

Zu 4. Nach § 327 sind die Beiträge bis zur

vorschriftsmäßigen Abmeldung weiterzuzahlen.

Durch die Entscheidung des Versicherungsamts
ist der Sachverhalt klargestellt und rechtlich bis

zu einem gewissen Grade erledigt Es empfiehlt
sich, nur bis zu diesem Zeitpunkt die rück¬

standigen Beiträge zu berechnen und einzuziehen.

Soviel uns erinnerlich, ist auch in diesem Sinne

bereits eine Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts ergangen, die wir im Augenblick nicht zur

Hand haben.

Nach G. (Kr. St.).

Frage: Wenn von einem Arbeitgeber eine

Person zweimal angemeldet wird, sei es, daß die

betreffende Person austritt, aber nicht abgemeldet
und bei Wiedereintritt neu angemeldet wird oder

auch, daß sie beim Eintritt doppelt angemeldet
wird; ist die Kasse dann berechtigt, für diese

Person den Beitrag doppelt zu erheben?

Antwort: Gemäß § 306 RVO. beginnt die

Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger mit Eintritt

in die versicherungspflichtige Beschäftigung. Die

Bestimmungen über die Meldepflicht sind als reine

Ordnungsvorschriften aufzufassen, um die Durch¬

führung des Versicherungszwanges zu erleichtern

und zu sichern. Die Kasse ist auch an eine Mel¬

dung nicht gebunden, sondern zur selbständigen
rechtlichen Prüfung und Beurteilung des Sach¬

verhalts verpflichtet. Solange die Doppelversiche¬
rung nicht erkannt ist, wären doppelte Beiträge
zu zahlen. Sobald der Sachverhalt klar steht,
können doppelte Beiträge nicht mehr erhoben

werden. Wegen versäumter Abmeldung kommt

§397 RVO. in Betracht. Streitigkeiten wären

eventuell nach § 405 RVO. zu entscheiden.

Nach Ma.

Frage: 1. Wenn ein Versicherter an ein und

derselben Krankheit nach Ablauf der 26 wöchent¬

lichen Unterstützungsdauer ausgesteuert wurde

und binnen 12 Monaten oder später nach seiner

Aussteuerung an einer neuen Krankheit wiederum

arbeitsunfäig wird, hat in diesem Falle der Ver¬

sicherte wieder Anspruch auf die evtl. volle

26 wöchentliche Unterstützungsdauer?

2. Wenn ein Versicherter an ein und der¬

selben Krankheit ausgesteuert wurde und wäh¬

rend der der Aussteuerung folgenden 12 Monaten

hindurch ohne Unterbrechung gearbeitet hat, nach

Ablauf dieser 12 Monate aber, also beispielsweise
nach l1/* Jahr seit seinem letzten Krankengeld¬
bezug bezw. Aussteuerung an der gleichen Krank¬

heit von neuem arbeitsunfähig wird, ist in diesem

Falle die Krankenhilfe bezw. Krankengeldbezug
evtl. wieder für volle 26 Wochen oder nur für

13 Wochen zu gewähren ?

3. Ein Mitglied, das am 1. Januar 1915 bis

17. April 1915 an der gleichen nicht gehobenen
Krankheit ununterbrochen Krankengeld bezogen
hat und am 18. April 1915 bis 14. August 1915

nur Krankenhilfe (Arzt und Arznei) in Anspruch
nahm, ab 15. August 1915 an derselben Krank¬

heit wieder arbeitsunfähig wird, für wieviel Tage

Krankengeld hat der Kranke noch bis zu seiner

Aussteuerung zu beanspruchen und wann erfolgt
die Aussteuerung?

Antwort: Zu 1. Da es sich um eine neue

Krankheit handelt, würde der Anspruch auf

Krankenhilfe uneingeschränkt geltend gemacht
werden können.

Zu 2. Da die neue Erkrankung erst nach Ab¬

lauf von 12 Monaten seit Aussteuerung ein¬

getreten ist, würde § 188 RVO. keine Anwendung
finden und Anspruch aufuneingeschränkte Kranken¬
hilfe für die Dauer von 26 Wochen erhoben

werden können.

Zu 3. In diesem Falle würde § 183 RVO. An¬

wendung finden. Krankenpflege (Arzt und Arznei)
wird danach für die Dauer von 13 Wochen nicht

angerechnet. Der Anspruch auf Gewährung der

vollen Krankenhilfe (Krankengeld, Arzt und

Arznei) würde danach mit dem 1. Oktober ab¬

laufen. Bis einschließlich diesem Tage wäre der

Erkrankte ab 15. August auszusteuern.
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